
Sabine Berghahn 
Ehe und Familie in der 
Verfassungsdiskussion - vom 
institutionellen zum sozialen 
Grundrechtsverständnis ? 

Viel ist nicht herausgekommen. Die neue Verfassungsdebane, die von bürgerrechtli­
chen und frauen politischen Initiativen angestoßen so hoffnungsvoll begonnen hatte, 
ist durch den Einigungsvertrag und die institutionelle Kanalisierung in der Gemein­
samen Verfassungs kommission von Bundestag und Bundesrat schnell zu einer 
Alibi-Veranstaltung, einem parteienpolitischen Macht-Malefiz geworden. In frauen­
politischer Hinsicht hat sie wenigstens eine Kompromißformulierung zur normati­
ven Verstärkung von Art. 3 Abs. 2 Grundgesetz hervorgebracht, welche zwar immer 
noch nicht eindeutig klärt, ob die bisher übliche milde Quotierung, die in einigen 
Bundesländern für die Einstellung und Beförderung von Frauen im öffentlichen 
Dienst gilt, verfassungsgemäß ist oder nicht, die immerhin aber ein Interpretations­
indiz zugunsten einer effektiven Gleichstellungsförderung schafft. 

I. Die Verfassungsreformdiskussion - auch - um Art. 6 Grundgesetz 

Sind aber Gleichberechtigung, Gleichstellung oder gleiche Teilhabe von Frauen an 
den gesellschaftlichen Ressourcen und Lebenschancen verfassungsrechtlich nur von 
Art. 3 Grundgesetz determiniert? Ist dorr schon alles gesagt, was Einfluß auf die 
existierende Asymmetrie der Gesch lechterverhältnisse ausübt oder ausüben könnte? 
Die Fragen sind rhetorisch, denn der Hauptgrund für die weiterbestehende Benach­
teiligung von Frauen bleibt die ungleiche gesellschaftl iche Zuschreibung der Verant­
wortlichkeit für Reproduktionsarbeit, d. h. Kinderbetreuung und Hausarbeit, und 
die rechtliche Privilegierung des kontinuierlich erwerbstätigen und besser verdienen­
den Ehepartners, sprich Mannes. Faktisch geht es um Binnenstrukturen von Zwei­
erbeziehungen und Familien, verfassungsrechtlich geht es also auch um Art. 6 
Grundgesetz .. 
In der neuen Verfassungsdebatte haben Frauen schon sehr früh eine Generalrevision 
des Art. 6 GG gefordert. Anstoß wurde vor allem an Abs . I genommen, der familie 
und Ehe unter den »besonderen Schutz« des Staates stellt, obwohl es sich doch hier 
um zwei sehr verschiedene Sachverhalte handelt, deren - vor allem - soziale Schutz­
bedürftigkeit und Förderungswürdigkeit in der Gesellschaft kaum mehr gleich 
beurteilt wird. Mit anderen Worten: Die Einordnung der Ehe auf derselben Stufe mit 
der Familie wird als überholte Privilegierung und damit als Benachteiligung nicht­
ehelicher Formen des Zusammenlebens von Erwachsenen (mit Kindern oder ohne) 
kritisiert und daher für reformbedürftig gehalten . Statt der Ehe soll demnach nur 
noch die - begrifflich weit verstandene - Familie unabhängig vom rechtlichen Status 
ihrer Mitglieder, d. h. das Zusammenleben mit Kindern und pflegebedürftigen Men­
schen besonderen staatlichen Schutz und entsprechende Förderung genießen (vgl. 
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Art. 6 Abs. I des Kuratoriumsenewurfs, ' ausführlicher s. u.). Als Kompromißlinie 
gegenüber dem Beharren auf dem besonderen Schutz der Ehe wurde zum Teil for­
muliert, daß »andere Lebensgemeinschaften« als die Familien, also auch Ehen, 
mindestens »geachtet« oder .. vor Diskriminierung geschützt« werden so llten.' Des 
weiteren wurden die wirksame Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Kinder­
erziehung, Entlastungen und Hilfen für Alleinerziehende, die Garantie öffentlicher 
Kinderbetreuung und der Ausbau der RechtssteUung von Kindern einschließlich der 
Formulierung emanzipatorischer Erziehungsziele und gewaltfreier Methoden gefor­

dert . 
Wen wundert's angesichts der Fülle von grundlegenden Akzentverschiebungen, daß 
in der Gemeinsamen Verfassungskommission von Bundestag und Bundesrat, in der 
übrigens Frauen mit einem noch geringeren Anteil (unter 20% ) vertreten waren als 
im Bundestag, keine '/,-mehrheitsfähige Neigung bestand, derartig weitreichenden 
Reformwünschen nachzugeben? Die Vorbehalte waren noch wesentlich stärker als 
gegen die Ergänzungsfo rderungen zu Art. 3 GG. Dies ist nicht ohne Grund so, denn 
rechtspolitische Änderungsvorschläge haben paradoxerweise noch am meisten Rea­
lisierungsaussichten, wenn sich für die politischen Mehrheitsakteure und deren 
Bewgskreise letztlich doch nichts oder wen ig verändert. Selbst wenn die volle 
.. Kompensationsklausel« zur Absicherung der Quotierung durchgekommen wäre, 

könnten sich Bürokratieerfahrene erleichtert mit dem Wissen zurücklehnen, daß ihre 
Qualifikationsdefinitions- und Entscheidungsmacht im EinzelfaU bei Einstellungen 
und Beförderungen doch sehr vieles von dem relativieren wird, was das Gebot der 
Frauenbevorzugung zunächst als absolut suggeriert. Mit dem gesetzlichen Zwang, 
vorrangig Frauen einzustellen, ist auf diese Weise bequem zu leben. Im Fall der 

Entprivilegierung der Ehe sind die mögLichen Folgen dagegen unabsehbar und weit­
reichend, der Abbau von Transferungerechtigkeit zwischen Kinderhabenden und 
Kinderlosen' und die Einebnung der sozialpolitischen Statusunterschiede von Ehe 
und Nicht-Ehe (s. u.) betreffen vor allem jene gutverdienenden Männer mit familien­
orientierten Ehefrauen ,' zu denen auch sehr viele Abgeordnete und ihre politischen 
Freunde und Berater zählen, so daß die kommissionsinterne und allgemein-politi­

sche Abneigung gegen derart Revolutionäres durchaus verständlich ist. 

2. Ehe und Familie im Grundgesetz 

Im folgenden sollen - mit dem Schwerpunkt auf Art. 6 Abs. 1 GG - folgende Fra­
geStellungen eingehender behandelt werden: Was haben die (herrschenden) Verfas­

sungsinterpreten der Bundesrepublik - Verfassungsrechtlerinnen gab und gibt es 
kaum - bisher als Inhalt und Funktion von Art. 6 GG angesehen? Inwieweit prägt 

I Kura lO rium rur emen dcmokr::msch verfaßten Bund deutscher Lander: Vom Grundgesetz zur deutschen 
VC'rra)~ulIg . Oenkschnh und Verbsslln~s{,lltwurL Baden-Baden '991-

1 $0 s:lh e~ der Verhss llnt:"t'nI"Wllri d"s Runden Tis~:h(·:) der DDR in An. 22 vor: "( 1) Di,' Familie ist durch 
den Staat 1U SChull.cn und zu fordern. (2) Andere Lebcm:gtmt~insc:haftc n , die auf Dauer :mgtlcgt sand. 
haben Anspru l.:h aui SdlUlZ vor Diskrunlnierung ... < Vgl. Arbeitsgruppe ",Neue Verb.ssung der DDR .. . 
Berlin April 1990. 
Suhr. Oieter: Tr3.nsfcrrechtli,he Ausbeutun~ und vc!fassungsrechdichcr Schutz von Familien, Muttern 
und Kindern, 1.0 : Der Sta.u, 1990. S.69ff. Oetcr. Ferdinand: Die mißachteten Muuer. in : FamRZ Heft 
611990, s. 584- S88; d\.'rsc lbe : Transferbelastung der Familie. in: FamRZ 1991, 102.5 - 10 2.8; Borchl'rt, JLir­
~;cn: Man muß kein Extft'mist scin ... F::am!lie im Transferrecht: nur ein soz.lalpolitisches Problem?, in: 
FuR Heft ' /9" S. 88-98 . 

4 Becker. RUlh: Lohnt die Ehe WIrklich? Broschure der GRUNEN im Bundestag. Bonn 1990. 
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dieses Verständnis auch die Entwicklungsmöglichkeiten des Rechts auf der einfach­
gesetzlichen Ebene und der gesellschaftlichen Geschlechterverhältnisse? Welche 
Veränderungen wurden diskutiert, und wie müßte ein Grundrecht der Familie und 

Zweierbeziehung aussehen, das von religiösen, bevölkerungspolitischen und 

autoritären Ordnungsvorstellungen befreit ist' 

2./ Bestandteile des Grundrechts 

Wortlaut und Bedeutung von Art. 6 GG machen wie bei kaum einem anderen 
Grundrecht deutlich, daß der gesellschaftliche Wandel in den Verhältnissen und An­
schauungen schon in gut 40 Jahren vermeintliche Ewigkeitswerte zu problemati­

schen Festschreibungen werden lassen kann. Absatz I stellt die Ehe und die - bislang 
von der herrschenden Meinung - über sie definierte Familie (s. u.) unter den beson­
deren Schutz der staatlichen Ordnung. Damit verbunden war früher die Vorstellung, 

daß allein in der Ehe Sexualität und Fortpflanzung legitim stattfioden dürfen und 
daß tatsächlich in den allermeisten Ehen auch Kinder geboren und erzogen werden. 
Die Förderung der Ehe würde also automatisch die Förderung von Familiengrün­
dungen und Geburten zur Folge haben. Heute aber gibt es neben den Ehen, die 
immer brüchiger werden, sehr viele nichteheliche Lebensgemeinschaften, auch sol­
che mit Kindern. Angesichts einer allgemeinen Pluralisierung in den Formen des 

Zusammen- oder Alleinlebens' werden nichteheliche Beziehungen und Familien zu­
nehmend akzeptiert, so daß sich die Frage stellt, ob die Privilegierung der Ehe noch 
zeitgemär; ist und nicht sogar allgemeinen Gerechtigkeitsvorstellungen von sozialem 
Ausgleich im gesellschaftlichen .Generationenvertragu widerspricht. 
Art. 6 GG definiert ferner - in bewußter Abgrenzung zum Nationalsozialismus und 
totalitären Tendenzen in kommunistischen Staaten - die Kindererziehung als .das 

natürliche Recht der Eltern und die zuvördcrst ihnen obliegende Pflicht. (Abs. 2). 
Über die Betätigung darf der Staat lediglich »wachen«, eingreifen darf er nur im 
Notfall, d. h. bei Versagen der Erziehungsberechtigten oder anderweitiger Gefahr 

der Verwahrlosung (Abs. 3). Das Grundrecht hat in diesen Absätzen einen vorrangig 
abwehrrechtlichen Charakter, überläßt deshalb abcr auch allzuviel an gesellschaftli­

cher Aufgabenerfüllung allein den Eltern, d. h. auf der Alltagsebene Frauen, die aus 
diesem Grund zusätzlich beruflich benachteiligt werdeo. Daß der Staat beiden El­
ternteilen, d. h. eben auch Müttern, helfen solltc, Erwerbstätigkeit und Familie zu 
vereinbaren, war zu Beginn der Bundesrepublik gewiß kein Thema, im Gegenteil! 
Das Leitbild der Hausfrauenehe galt weitgehend unangefochten in Politik, Recht 
und Gesellschaft, was dem Staat u. a. den Ausbau von öffentlicher Kinderbetreuung 
und von Arbeitsmarkt- und Qualifizierungsförderung für Frauen ersparte und Män­
ner vor weiblicher Konkurrenz um Positionen und Bezahlung abschottete. Ocr 
Gegensatz zur in Art. 3 Abs.2 GG umfassend garantierten Gleichberechtigung fiel 
kaum auf. Die Kindererziehung ist im Grundgesetz zudem lediglich als Recht der 
Eltern akzentuiert, nicht als Anspruch der Kinder auf optimale Entwicklung und 

Entfaltung; daß Kinder Grundrechtsträger sind, versteht sich zwar von selbst, geht 
aber im Grundrechtstcxt des Art. 6 GG bisher völlig unter. 

5 Es haben sich nicht unb(dlngl ditO bmibaren Formen des Zusammenlcbl'ns ycrm('hn; domtnam bleibt 
wei ter die Eherll-Klnd-Familit.'. starken Zugewinn haben aber die Allemerziehenden bzw. die Einehern­
n.·i1-F.1milit" (cvt.·ntuell mit neuem Partner) zu vt.'rzeichnen. Vor allem jedoch ISt die Zahl derjenigen 
gestiegen, die in anderen Lebensformen wie Em-Persüllcll-Hausha!Lcn oder nichtt'hdlchcn Lehcnsgcmcin ­
sch:\flcn ohne Kinder leben. Vgl. Navc-Herz, Rosemarie: Die PluralitiH von Famjlicnfun"cn : Ideologie 
oder Re:t.lir:lt. In: FuR Heft 4/ 1992 , S. 186-191. 
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Die vo n Ar!. 6 GG vorgesehene .Nonnalfonn« des Zusammenlebens ist die Ehe und 
die eheliche Kleinfamilie, dennoch soll - nach dem Willen der Verfassungseltern -
auch jede Mutter den »Anspruch auf Schutz und Fürsorge der Gemeinschaft« haben 
(Abs.4). Dieses Grundrecht bleibt »notorisch unterschätzt«'. Man meint, aus ihm 
folge - ähnlich wie aus der Teilhabedimension des .besonderen Schutzes« der fami­
lie (s. u.) - wenig Konkretes, was über den engeren Mutterschutz und die Bewahrung 
der Gebärfähigkeit hi.nausgeht, obwohl es doch eigentlich naheliegen müßte, in die­
sem Absatz einen verstärkten sozialen Schutz- und Förderungsanspruch für alleiner­
ziehende Mütter und Väter zu sehen. Dieser wäre jedoch entbehrlich, wenn er bereits 
unter den Schutz- und Förderungsanspruch der . Familie« in Abs. 1, zu der heute 
unbestrittenermaßen auch der alleinerziehende Elternteil mit Kind - sei es nichtehe­
Iich oder ehelich - gehört, subsumiert wird. Tatsächlich erkennt auch die herr­
schende Meinung in Abs. 4 ein subjektives öffentliches Recht und sogar eine 
Institutionsgarantie.' aber beschränkt auf »Mütter«, so daß es unklar bleibt, was die 
Garantie umfassen soll, wenn nicht eine biologische Tatsache, die wohl kaum eine 
Rechtsinstitution darstellen kann;8 es fehlt auch für das subjektive Recht gerade bei 
der Interpretation von Teilhabeaspekten an wirksamen Kriterien, die einen Kern von 
Leistungsansprüchen gegen den Staat, also von sozialen Grundrechten definie­
ren. 

Den Abschluß des Grundrechts bildet ein Verfassungsauftrag, der in der Weimarer 
Zeit nicht erfüllt worden war und deshalb schon '949 als historisch überfällig erneu­
ert wurde: die Gleichstellung der »un ehel.ichen « mit den ehelichen Kindern in den 
.Ieiblichen« und »seelischen. Enewicklungsbedingungen. Dieser Auftrag wurde erst 
[969/70 formal erfüllt, führte aber substantiell nur zu einer halbherzigen Anglei­
chung in der RechtssteUung. Mehr als die nichtehelichen Kinder selbst werden heute 
noch ihre Mütter diskriminiert (z. B. durch die automatische Amtspflegschaft des 
Jugendamtes für nichteheliche Kinder), in mancher Hinsicht auch ihre Väter, Wenn 
diese die soziale Vaterschaft ernst nehmen; all dies wirkt sich selbstverständlich auf 
die Entwicklungsbedingungen der betroffenen Kinder aus. Ehelichkeit oder Nicht­
ehelichkeit als solche ist heute dennoch nicht mehr unbedingt das für die Lebens­
chancen von Kindern entscheidende Differenzierungs- bzw. Diskriminierungskrite­
rium. Soll ein sozialstaatliches Angleichungsgebot oder ein subjektiver Anspruch auf 
Nicht-Diskriminierung verfassungsrechtlich verankert werden, so müßte sich daher 
die Fonnulierung auf »alle« Kinder beziehen.9 

6 Eva Maria \Ion Münch, The:;:en zur Stellungnahme rur die offendiche Anhorung vor der Gemeinsamen 
V\.:ri:lssungskom.miSSIon am 10. 12.1992, Manuskript, S. 4-

7 Maun,z./Durig/i lerz.og. Kommentar 2um Grundgese(z, Munchen Stand : September [980, Anm.l 5.d. zu 
Are. 6. 
Das Grundrecht bnn nach einem modernen Vefsl:wdnis von soz.ialer Ehemsch'lft und grundsatz.licher 
Eignung auch des Vaters fur die Kindtrcrzichung nicht bedeuten, d3ß die Muuer im Verhaltnis z.um Vater 
auf Grund der biologischen T3lsachen eine rechtlich :tbgesicherte engere soziale Beziehung loum Kind 
bl"'Wspruchcn kann . Frau /mm konnte die institutiondie Intcrpret3tion als eine Reaktion auf die uation31-
soziaJistisc hl'. Geb:irpolitik verstehen, weil es don bl'~timm(en Fr:luen aus ['".l55Isehen oder eugenischen 
Grunde.n unterSagt wurd(' , Kinder zu bekommen. D~ruber hin:lus ist es seit der (orcien en Entwicklung 
der Rcprodukt.ionsmedizin und von Forschungsarbeiten an einer künsdich~n Gt"barmuncr vorstellbar, 
dall auch die biologische 'f3tsachc, daß alle Menschen durch Mutterschaft zur Welt kommen, rechdich in 
Frage gcstcl h werden konmc. 

9 So auch die forderungen von Micbel Coem:r, Barbara Dl.:gcn, Utc Gcrhard, Ev.l M.lri" von Mimch in der 
offenrlichen Anhorung vor der Gemeinsamen Verfassungskommj~sion von BundeStag und Bundesral am 
10.12.. [992., vgl. Manusknpte (Ms.). Inzwischen auch als Slcnographischer Bericht dcr 6. Anhorung hek­
thographien erhalrlich. 
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2.2 Die Dominanz des institutionellen Verständnisses von Ehe und Familie 

Das Grundrecht des Art. 6 GG ist einerseits ein Abwehrrecht gegen staatliche Ein­
griffe in die private Lebensgestaltung, andererseits aber nach herrschender Meinung 

auch eine »Institlltionsgarantie«, d. h. ein Verbot der Aushöhlung der Substanz von 
Ehe, Familie und Elternrecht durch einfache Gesetze. Dies gllt insbesondere für die 

Begriffe von »Ehe« und -Familie«. Daneben wird in Abs. I noch eine »wertentschei­
dende Grundsatznorm« gesehen,'o wobei diese Deutung im wesentlichen als dek­

kungsgleich mit der institutionellen Auffassung angesehen wird." 
Im Hinblick auf das in Art. 6 Abs. I GG enthaltene Abwehrrecht bedeutet der 

Schutz der Ehe, daß die BürgerInnen die Freiheit haben müssen, »ihren reugiösen 
und weltanschaulichen Verpflichtungen mit allen Konsequenzen nachzuleben«." 

Darunter fällt nach herrschender Auffassung auch die Entscheidung über die eheli­
che Arbeitsteilung zwischen Beruf und Familie. Laut Bundesverfassungsgericht 
wäre eine Bestimmung, die die Ehefrau .ins Haus zurückholt«, verfassungswidrig, ') 

aber - so läßt sich schließen - auch eine Rechtsgestaltung wie z. B. in der DDR, die 
beide Ehegatten faktisch zur Erwerbstätigkeit zwang. Nachdem aber mit dem 

1. EheRG '976/77 die Hausfrauenehe als Leitbild abgeschafft wurde und für die Zeit 
nach der Scheidung - z. T. schon während der Trennung - eine grundsätzliche Er­
werbspflicht für beide Ehegatten, also auch für die zuvor nicht erwerbstätige Frau 
festgeschrieben wurde, hat - jedenJalls für jüngere kinderlose Ehefrauen - die Wahl­
freiheit, zu Hause zu bleiben und nur dem Ehemann den Haushalt zu führen, 
gesellschaftlich und rechtspolitisch erheblich an Legitimität eingebüßt. '4 Gleichwohl 

bleibt das Problem für Frauen mit Kindern oder ohne, daß sie dennoch und oft 
kontrafaktisch, geradezu mit einer Art Double-Bind-Logik, auf dem Arbeitsmarkt 
und im Sozialsystem auf die Rolle der abhängigen Nicht-Erwerbstätigen oder Zu­
verdienerin verwiesen werden und ihnen so eine eigenständige Existenzsicherung, 
insbesondere für das Alter, massiv erschwert wird. Steuer- und Sozialrecht - im 

Hinblick auf seine scheinbar perfekten Absicherungsverheißungen sogar das Schei­
dungsunterhaltsrecht - fördern immer noch die Konstellation der Hausfrauenehe 
und -famjlie und lassen andere Formen der Arbeitsteilung und der Familie, wie z. B. 
alleinerziehende Frauen mit Kindern oder unverheiratete Paare mit Kindern, ohne 
ausreichende Unterstützung. Der eherechtuch proklamjerte Gestaltungspluralismus 
in Sachen Arbeitsteilung existiert also nicht wirklich. 

Aus der institutlonellen Interpretation folgt für die bislang herrschende Rechtsauf­
fassung, daß die Ehe keineswegs als Vertrag zu betrachten ist, d. h. als rein private 
Angelegenheit der Beteiligten, vielmehr soll es sich Um eine .überindividuelle Pri­
vatrechtsinstitution« handeln, 'I also um eine vorgegebene Konstruktion, die von den 
Beteiligten nicht beliebig abänderbar ist. Ehe und Familie knüpfen nach herrschen­
der Auffassung an »vorstaatliche, naturgegebene Ordnungen« an. ,6 Es wird daher 
vielfach angenommen, die Familie sei die .. Keimzelle der Gesellschaft« oder sogar 

10 Maunz/Durig/Herlog, (Fn. 7) , Anm. l 5, :1) :w Art . 6. 
1I Friauf, Karl Heinrich: Verfassungsgar:lntie und s07..i;\l cr Wandel, in: NJW Heh .411I986. S. 2.S95-2602, 

2600. 

" BVeefCE '0, 19 fr. , 8). 
I} BVerfCE 21 , ) 29ff., }H. 
14 Vgl. die hehißc oHentlkhe Diskussion in Hessen um enrsprcchende Äußerungen der ehcnu,ligen h C5Si~ 

sehen Ministertn fur Frauen, Arbeit und Sozialordnung, Heide pfarr, d:ill alJcin das Haudr:mcnduein 
keine rechtliche und steuedichc Forderung mehr beanspruchen konn~. Mit lhnlicher Tendenz. :H'gume-n~ 

[ierte s~hon 1968 Thilo Ramm: Cleichbercchllgung und Hausfr:lucnche, in: JZ 1968, S. '41-46, 94-94 -
15 Palandt-Di(·deridlScn . Kommentar z um BGB, J7. Auf!. Munchen 1978, EinO. I vo r § IJS} m.w.N. 
16 Maunz /Durig/ Herzog. (rn. 7). Anm. 1I I. zu An. 6. 
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402 des Staates und »Bauglied des politischen Lebens«. '7 Dahinter steht offenbar ein 
relikthafres stratifiziertes Gesellschafrs- und Staatsverständnis, ,S wonach eine (hier­

archische) Gesellschaftsstruktur bzw. ein entsprechender Staatsaufbau die vergrö­
ßernde Projektion der Familienstruktur sei oder - weitergehend - sogar mit dem 
familiären Herkunfrsmilieu schon der Platz in Gesellschaft und Politik maßgeblich 
determiniert werde. Zumindest offenbart sich bei den "Keimzellentheoretikern« ein 
ordnungspolitisches Bedürfnis, über die rechtliche Formierung des Zusammenle­
bens die Gesellschaft zu strukturieren." Der Widerspruch, daß Ehe und Familie 

zwar als anthropologisch und h.israrisch vorgegeben gelten, die Begriffe und ihre 
prägnante Ausformung aber ausschlieillich dem positiven Recht entnommen (und 
dabei auch relativ jung) sind, wird zwar in der Kommentarliteratur zugestanden,w 
führt jedoch nicht zu einer Infr.gestellung der aus dieser institutionellen Sicht abge­
leiteten Rechts- und T nterpretationsfolgen. Diese bestehen vor .lIem in der Ausgren­

zung von solchen Konstellationen, die nicht den ScOut7. von Ehe und Familie 
beanspruchen dürfen. 
Das Bundesverfassungsgericht fallt unter die vom Grundgesetz geschützte Ehe »die 
lebenslange Verbindung eines Mannes mit einer Frau zur Lebensgemeinschaft«." 
Gleichgeschlechtliche Verbindungen sind somit ausgeschlossen. Darüber hinaus 
mull die Ehe formell geschlossen werden." Die »nichteheliche Lebensgemeinschaft" 

steht damit nicht unter dem Schutz des Art. 6 Abs. I GG, wobei von Verfassungsin­
terpreten oft sofort aus der Unterlassung der förmlichen Eheschliellung auf eine 
Ablehnung der Ehe als Lebensform geschlossen und deshalb auch ausdrücklich nicht 
von »eheähnlichen Gemeinschaften« gesprochen wird." Die Ablehnung der Ehe als 

Rechrsinstitution wird wiederum oft auf bewullt fehlenden Bindungswillen .des 
Paares" zurückgeführt, wobei häufig nicht bedacht wird, daß eine Eheschliellung 
auch dann nicht zustande kommt, wenn nur bei einem Teil der Wille dazu feblt. 
Empirische Ergcbnisse über ganz unterschied liche Gründe und Motive, eine Ehe -
obwohl möglich - nicht oder noch nicht einzugehen, ändern offenbar nichts an der 

Überzeugung vieler Verfassungsinterpreten, daß man es hier mit überzeugten Geg­
nern der rechtlich abgesegneten .,Keimzelle« zu tun bat, die für ihre Gegnerschaft 
nicht noch mit den Vorteilen der Ehe belohnt werden sollen.'4 
Auch der Begriff »Familie«, der weit mehr als der der Ehe einer lebensweltlich aus­
geweiteten Interpretation zugänglich ist, wird von der Rechtsprechung und Literarur 

17 Ro sl'n:lU, Helm.: Die F:ullihe in pnv:1trechtlLcher und sleucrreclllltcher HInsicht. Hildcshcim 1971, 
S. ,. 

[8 Vgl. Luhmann. Niklas: I:;'rautll, Manner und George Spcm:cr Brown, in: ZeItSchrift fur Soziologie, Heft 
1/1988,5'47-91, 59f.; derselbe: Die gcselischJhltche Diffcren7.ierung und das I.ndividuum, in: ülk, 
Thomu/Otto, Hans-Uwe (Hg.): Soz.iale Dienste Im \X/J_ndel l. Helfen im Sozialstaat. Neuwied/Darm­
Sla'Ü 1987, S. 121-137. 

19 Vgl. Campenhausen. Axcl Freiherr von: Verfassungsgaranlie und sozialer Wandel - Das Beispiel von Ehe 
und f:tm ilie. In: Veroffelldichungcn der Vereinigung der Deutschen SLIJ1 Sredll S'lehrcr, Hdl .H. Berlin, 
New York 1987, S.7 r., zugleich Srellungnahme in der Anhorung vor der Gemeinsam en VcrhssullbS­
komml!lsion von Bundestag und Bundesrat am [0. 12. [992. Ahnlith in der Argumenration: Losehelder, 
WolJgang: Staatlicher Schutz fur Ehe und Famdic. Der Auftrag der Verfassung und die Krise der In:;r-i­
turion, Ln: bmRZ Heft "/(988, S. 333 H. 

20 MaUll l./Duri g/Herzog, (Fn. 7), Anm. Ir I zu Art. 6. 
21 BVerfG E JO, 59 H., 66; vgl. auch Maund Durig/ Herzog" (Fn. 7), Anm.1I2 zu Art. 6. 
22 Ebcnd;l. 
2) Ebenda. Anders BVafG vom 17.1 1.1992, Az.. I BvL S/R7 sowie BSG vom 24· 3. [988, NJW Heft 

)41r988, S. 2!Z S ff. Hier wird \'On di.' r .. ch~hnltche n .. Lebensgemeinschaft gesprochen.rur sie set-n das 
BVerf(~ g("genscHI~c .'Iozi;lle f.im t:tndspflichten der Partnerinnen voraus, die sozlahypisth sei en und die 
von den Betroffenen im Großen und GallZ.t· n auch subjektiv In Ihr ßewulksc in aufg(' l1o mmen wurden. 
Dies ist aber ein t.· neuere Interpreta tioll ii rl chtung, s. u. 

24 Vgl. Campenhausen, A. Freiherr von, (Fn. 19 ), S. 17· 
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mehrheitlich noch immer eng und ausgrenzend gefaßt. Familje ist demnach nicht 
schon die Ehe ohne Kinder, aber auch nicht die Großfamilie mit drei und mehr 
Generationen undloder weitläufigen Verwandten. Unter Familie fällt vielmehr nur 
die Klein- oder Kernfamilie von Eltern und Kindern, obgleich di ese nicht notwendig 
zusammenleben müssen." Die nichteheliche Lebensgemeinschaft ist aber nach bis­
her herrschender Meinung auch dann keine Familie im Sinne des Grundgesetzes, 
wenn gemeinsame Kinder vorhanden sind. Selbst mancher Kommentator findet es 
.seltsam «, daß zwar sowoh l die Mutter mit ih.rem nichtehelichen Kind als auch der 
Vater mit diesem eine Familie bilden, es sich aber um zwei Familien handeln soll, 
nicht um eine einheitliche." Es gehört nicht viel Spürsinn dazu, für diese konstruk­
tive Akrobatik den institutionellen Ehebegriff und die hinter ihm stehende ord­
nungspolitische Gestaltungsabsicht "staatstragender« Kräfte auszumachen. 
So schützt Art. 6 Abs. I GG zwar auf den erSten Blick das Teilhaberecht der Verhei­
rateten an schützenden und fördernden Maßnahmen, aber hier stehen wiederum die 
negativen Pflichten des Staates im Vordergrund, d . h. die Unterlassung von Schädi­
gungen oder Beeinträchtigungen. Eheerhaltende Elemente müssen demnach für den 
G esetzgeber stets maßgeblich sein, wenn auch der Gestaltungsspielraum recht groß 
ist." Aus diesem Gebot wird sogleich das Verbot für den Staat abgeleitet, ruchtehe­
liehe Lebensgemeinschaften gleich- , geschweige denn besser zu steUen.'8 Die Be­
nachteiligung anderer Zweierbeziehungen folgt so aus der vorgeschriebenen Privile­
gierung. Dem .besonderen« Schutz durch die staatliche Ordnung wird in Literatur 
und Rechtsprechung keine Höherwertigkeit gegenüber einem Schutz überhaupt ein­
geräumt;" vielmehr differenziert man(n) zwischen Schutz und Nicht-Schutz und 
spricht den nichtehelichen Formen der Zweisamkeit somit den spezifischen Schutz 
des Art. 6 Abs. I ab. Ansonsten ist es bisher in der positiven Leistungs- und Teilha­
bedimension des Grundrechts lediglich bei einem vage gehaltenen Differenzierungs­
gebot zugunsten der wirtschaftlichen Entlastung VOn ki nderreichen Familien 
geblieben. 1o Die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers bei der Familienförderung ist 
demnach denkbar groß; die Grenze wird erSt da gezogen, wo sich der Gesetzgeber 
der Aufgabe der Ehe- und FamiJienförderung überhaupt entziehen würde.J' 
Auf diese Weise werden ebegeneigte BürgerInnen "für ein Linsengericht« mit erheb­
lichen ordnungs- und sozialpolitischen Erwartungen konfrontiert; nichteheliche 
GefährtInnen müssen sogar fast ausschließlich Pflichten erfüllen. Funktional be­
trachtet ist es also weniger der Staat, der Ehe und Familje als Lebenssachverhalte 
schützt, es ist vielmehr die rechtliche Institution Ehe, die die Familje und vor allem 
das gesellschaftliche Verhältnis zwischen den Geschlechtern strukturiert und für die 
staatliche Ordnung nutzbar und steuerbar macht. Die Rechtskonstruktion sehürzr 
nicht einen lebensweltlich vorstrukrurierten Bereich VOr staatlichen Eingriffen , son­
dern kanalisiert ihn von vornherein durch staatliche Regelungen. Der sozialpoliti­
sche Transformationsriemen zwischen diesem institutionellen Verfassungsverständ­
nis und der einzelnen Ehe bzw. Familie ist das Subsidiaritätsprinzip, das die 
vorrangige Verpflichtung von Ehegatten und Verwandten vor Sozialleistungsträgern 
festlegt, d. h. den Staat im Bedarfsfall oft von der Leistungspflicht freistellt. Der 
sozialpolitische Spareffekt wird vor allem am Beispiel der Soz.ialhilfe oder Arbeits-

15 Maunz/ Dtirig/ Hcn.:og, (rn. 7), Anm·113 zu Art. 6. 
26 Ebend'l . 
2.J Ebenda, Anm· 1l4 7..U An. 6. 
28 Ebenda. Anm . 11 4 b) zu An. 6. 
19 Ebcnda. Anm . ( S 3) zu An. 6. 
)0 Fbcnda, Anm. 1I4 .b) '-U Art. 6. 
31 Ebcnda. 
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losenh.ilfe sichtbar. Daß hiermit auch die As>'mmetrie des Geschlechterverhältnisses 
verfestigt wird, hat das Bundesverfassungsgericht in jüngster Zeit festgestellt." Die 
bisherigen Anrechnungsregeln des Einkommens von Ehegatten und nichtehelichen 
Lebensgefähn:en bei der Arbeitslosenhilfe und insbesondere die niedrige Freibe­
tragshöhe üben, so der Spruch aus Karlsruhe, einen mittelbaren ökonomischen 

Zwang zur Hausfrauenehe aus und wirken damit geschlechtsspezifisch benachteili­
gend. Während das Gericht die spezifischen Anwendungsregeln des Subsidiaritäts­
prinzips im AFG verwarf, ließ es den Grundsatz als solchen und seine Ausdehnung 
auf nichteheliche bzw. eheähnliche Beziehungen, die im AFG erst seit 1986 veran­
kert ist, aber auch zuvOr praktiziert wurde, im wesentlichen unangetastet. Kenn­
zeichnend für die Bedürftigkeitsprüfung ist und bleibt im Grundsatz, daß der Begriff 

nicht auf die einzelne Person bezogen wird, sondern auf die Gemeinschaft VOn zu­
sammenlebenden Ehegatten, nichtehelichen Lebensgefährten oder - eingeschränkter 
- von Eltern und erwachsenen Kindern. Daß die somit nicht mehr Bedürftigen in die 
persönliche Abhängigkeit von ihren (Ex- )Partnern oder Eltern gedrängt werden und 
häufig berulliche und qualifikatorische Entfaltungsmöglichkeiten nicht wahrnehmen 

können, wurde bislang als zwangsläufige Folge des an sich Privatheit und Mit­
menschlichkeit bewahrenden und fördernden Subsidiaritätsprinzips in Kauf genom­
men oder sogar als gerecht befunden. Erst das erwähnte jüngste Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts achtet zumindest stärker darauf, daß die einzelnen Part­

nerlnnen nicht mit allzu pauschalen und unrealistischen Einstandserwartungen 
überzogen werden, die ihre individuelle Handlungsfreiheit unverhältnismäßig ein ­
schränken. 

Der von dem privaten Einstandsprinzip traditionell und idealtypisch Verpllichtete ist 
der männliche Allein- oder Hauptverdiener in einer bürgerlichen mittel- bis ober­
sch.ichtigen Ehe bzw. der Familienvater. Damit er seiner Pflicht überhaupt einiger­
maßen nachkommen kann, was ökonomisch immer schwieriger wird, und damit er 
sich für das Häusliche und Familiäre eine (allenfalls in zweiter Linie auch erwerbs­

tätige) Hausfrau und Kindererzieherin leisten kann, die auf diese Weise einen 

Gegenwert für die statusrechtlich erzwungene - mehr oder weniger tatsächliche -
Versorgung schafft oder zu schaffen angehalten wird, gibt es vOr allem das »Ehegat­
tensplitting« im Steuerrecht. Dieses wirkt mittlerweile dysfunktional und wirft die 
Frage nach seiner Verfassungsmäßigkeit auf. E s begünstigt nämlich in sozial- und 

geschlechterpoLtisch anachronistischer Weise die kinderlose »Hausfrauenehe., ver­
hilft also - auch verheirateten - Menschen mit Kindern nicht zu einem wirklichen 

steuerlichen Ausgleich ihrer - auch für die Gesellschaft getragenen - materiellen 
Belastungen.)) Bekanntlich wurde das Splittingsystem in den fünfziger Jahren als 
Reaktion auf eine Verfassungsgerichtsentscheidung geschaffen, welche die ZUVOr gel­

tende, extrem frauenerwerbstätigkeitsfeindliche progressive Besteuerung des addier­
ten Einkommens beider Ehegatten für gleichberechtigungswidr ig erklärt hatteY 

Aus der konservativen Frauen- und Familienperspektive dieser Zeit gesehen ist es 
folgerichtig, daß zwar die offene Benachteiligung vOn Frauenerwerbstätigkeit besei­

tigt wurde, derselbe Effekt aber nun auf mildere Weise. nämlich durch einen 
steuerlichen Anreiz zur Hausfrauenehe erzielt wurde. Es erscheint jedoch unver­
ständlich, warum nach mehreren Jahrzehnten , die bedeutende familien- und gleich­
berechtigungs politische Reformen mit sich gebracht und das Leitbild der Hausfrau­

enehe abgeschafft haben, das Eheganensplitting von politischen Mehrheiten immer 

3Z ßVerfG vom I7.11.1992, A7..1 Bv L 8/ S7, Ms. $. )7. 
)) Bo,k". Ruth, (Fn. 4). S. ". J2 rf. 
l4 BV,dGE 6.55 ff. 
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noch als berechtigt und angemessen angesehen wird. Zum einen Teil bietet sich zur 
Erklärung hier die rechtspolitische Verhinderungsdynamik hinsichtlich solcher Än­
derungen an, die die politischen Akteure und ihr Umfeld gravierend selbst betreffen 

(s . 0.). Zum anderen Teil mag das hartnäckige Festhalten am Ehegattensplitting damit 
zu erklären sein, daß die indirekte steuerliche Absicherung der Hausfrau und insbe­

sondere der Mutter kleiner Kinder den Staat immer noch wesentlich billiger kommt 
als wirksame arbeitsmarkt- und sozialpolitische Förderungsmaßnahmen für Frauen 
und Mütter, wozu in erster Linie auch der Ausbau der öffentlichen Kinderbetreuung 
gehören würde . Die Kinderbetreuungssituation hat sich zwar - auch im Westen - seit 

den fünfziger Jahren erheblich verbessert, ist dort längst aber nicht bedarfsgerecht 

und rangiert im europäischen Vergleich ziemlich weit hinten .l! 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß nicht der Ehe- und Familienschutz als 

gTundlegendes Abwehr- und Freiheitsrecht im Vordergrund der Verfassungsinter­

pretation steht, auch nicht die sozialstaatliche Förderung der Familie, sondern die 
Sicherung und weitere ordnungspolitische Nutzbarkeit der Ehe als Rechtskonstruk­
tion und - auf ihr aufbauend - der ehelichen Familie. Daß der Staat sich gleichwohl 

mit Eingriffen in die .. Intimsphäre« zurückhält, ist vielen, vor allem historischen 
Gründen und Motiven geschuldet, so zum Teil auch einem patriarchalischen Ver­
ständnis von Ehe und Familie,)6 ist zum größeren Teil aber wiederum als Gegenlei­

stung bzw. -unterlassung gegenüber den BürgerInnen für die Akzeptanz der 
Institution zu verstehen, mit der ordnungs- und sozialpolitische Ziele und Strategien 

verfolgt werden. Ursprünglich sicherten Ehe lind Familie als Institutionen die patri­
archale Ordnung" in seh.r viel direkterer Weise. Als Relikte sind auch heute noch 

z. B. die Nicht-Strafbarkeit der ehelichen Vergewaltigung oder das Bestlmmungs­
recht des Vaters, wer zur Familie gehört (Nichtanfechtbarkeit der Ehelichkeit eines 
Kindes durch die Mutter) vorzufinden. Dennoch ist die Konstitution von Zweierbe­
ziehungen und Familie in Deutschland heute Unter dcr Geltung des Gleichberechti­

gungsgrundsatzes und nach der wesentlichen Reformierung des Ehe- und Familien­
rechts eher indirekt patriarchalisch beeinflußt, nämlich durch den Zwang der 

Umstände und scheinbare sachgesetzlichkeiten des Arbeitsmarkts und des Sozialsy­
stems. Daß es strukturell auch anders geht, zeigt sich im Vergleich mit skandinavi­
schen sozialstaatss)'stemen, die nicht vorrangig unterschiedlichcn Status absichern, 

sondern eher universalistische und am Individuum orientierte Zugangskriterien fest­
legen.) ' 

2.) Die Vorteile der Nicht-Ehe 

In der sozialen Realität hält dies alles jcdoch immer wcniger Menschen ab, ungeach­
tet der Nachteile unverhciratet zusammenzuleben. Schwule und Lesben haben 

diesbezüglich ohnehin bisher keine. Wahl. Angesichts dcr Anonymität im Verkehr 
mit Ämtern bietet nicht-verheiratetes Zusammenleben manchmal doch noch den 

_\5 Vgl. Odschlager, AngelLk;l/Schunter-KJccmalln. SUS:U1 fle : Frau<:n als Erwcrbsarb<"itcrinncn- Frauen als 
F.lmilienarbcitcnnncll - h auen, Eltern, FalTlILen al s Bl:zlehcr sozialer LeIStungen, in : Schunter-K.I l'(·· 
mann, S. (H~.): Herrenh3us Europa, Bcrlin 1992. S. J29 ff. Po.sulQncn 37- 40 im landcrvcrg leich . 

)6 Vgl. P:neman, Carole: The Sexu31 Conlract. Stanford r9KS; deutscher Kurzaun u);: Der Gcschfeduerver­
trag. in: Narr , Wolf-I)u!tcrNack. KL1us (Hg.): Verfassung. Oder: Wie konnen wir in Zukunft leben? 
Sensbachtal 1991. S. 1 11.-12.} . Olsen, Francis c. ! The Myth of St3te Intervention Ln thl! Famdy, in: 
Umvers:ilY of Mic.hiJ.:an Journal of Law, Vol. I H. Numbcr 4. 19H5, S. 8 }~-S 64. 

)7 So auch MOlllka Fromm t:! nlll Verweis auf di" Itbcr31 patri:uchalc Tradition (prJgnant formulicn bei 
lmm:mucl Kam), vgl. Eheliches Sonderrecht oder privataulonome Be 7-ichungcn?, 111: Zciuchrih fur 50-
zialrorschung. Heft }/ 1991, S. d~ I- 191 . 1881. 

}R Vgl. J.an~an, Mary/OsUier. lIona, 1991: Geschlechterpolitik im Wohlfahrtsslaac Aspekte Im inlern:uto­
nalen Vergleich, in : Krit ische Justiz, Heh ), 5 . 3°2-3 f7. 
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Vorteil dcr leichteren Verschleierungsmöghchkeit, teilweise gibt cs aber durchaus 
legale Vorteile oder zumindest keine Nachteile, weil z. B. die steuerliche Privilegie­
rung eben nicht die Ehe schlechthin honoriert, sondern nur diejenige mit einer 
extrem asymmetrischen Ein.kommensaufbringung)9 Angesichts der hohen Kosten 
von Scheidungen, der patriarchalen symbolischen oder tatsächlichen Herabsetzun­
gen von Frauen durch manche Rechtsfolgen der Ehe wie z. B. die Ausgrenzung aus 
dem Straf tatbestand der Vergewaltigung, angesichts der auf der anderen Seite nach­
lassenden sozialen Kontrolle über Sexualität, angesichts besserer und besser zugäng­
licher Verhütungsmittel und größer gewordener gesellschaftlicher Toleranz und 
Akzeptanz gegenüber unterschiedlichen Lebens- und Zusammenlebensstilen ist die 
nichteheliche Gemeinschaft schon fast die »näherliegende« Form, zumindest wenn 
es um das Ausprobieren des Zusammenlebens geht. Und gerade viele frauenbewegte 
Frauen, die bezüglich des Sorgerechts für ihre potentiellen Kinder kein Risiko ein­
gehen wollen, heiraten selbst dann nicht, wenn ein Kind »unterwegs« ist, zumal sie 
z. T. in sozial- und steuerrechtlicher Hinsicht, bei der Vergabe von Sozialwohnungen 
und neuerdings im Hinblick auf Krankenpflegetage10 durchaus Vorteile aus dem 
Status der Alleinerziehenden ziehen können. Nicht-verheiratete Frauen mit Kind 
werden - günstigerweise - immer noch in einigen, wenn auch nicht allen rechtlichen 
Hinsichten selbst dann für alleinerziehend bzw. alleinstehend erklärt, wenn sie mit 
dem Vater des Kindes zusam.menleben." In der DDR war dies noch ausgeprägter der 
FallY Die Einstufung erklärt sich u. a. als Konsequenz aus dem negativen Bild des 
Vaters eines nichtehelichen Kindes, der traditionell als veranrwortungsloser Erzeuger 
und bindungs unwilliger Mann angesehen wurde bzw. wird, dem wesentliche Rechte 
gegenüber seinem Kind vorenthalten werden, damit er die Vorteile der ehelichen 
Bindung schätzen lernen möge und dami t auch für Männer weiterhin ein Anreiz zur 
Heirat existieren möge." Besonders um die öffentliche Manifestation derartiger 
Rechte, z. B. als Eltemsprecher in der Schule des Kindes, ringen die Gerichte immer 
noch m.it gegenläufigen Ergebnissen. 44 

Von verschiedenen sozialwissenschaftlichen Untersuchungen wird heute immer wie­
der hervorgehoben, daß die Arbeitsteilung in nichtehelichen Gemeinschaften egali­
täre r sei als in ehelichen, daß nicht-verheiratet zusammenlebende Frauen besser 
gebildet, beruflich qualifizierter, häufiger erwerbstätig, berufsorientierter und besser 
bezahlt seien." Auch fördere es die eigene Selbstbestimmung und die gesellschaftli­
che Durchsetzungsfähigkeit, wenn frau schon in der eigenen Partnerschaft alles 
durch Verträge, Vollmachten, Testament u. ä. zu regel.n lernt, was ihr wichtig und 
teuer ist, aber meist gesetzlich vorenthalten bleibt. So gesehen müßte geradezu das 

39 Becker, R., (Fn. 4) , s. '\ r. 
40 Seit L. I. 1992 konneo alleinerziehende Elternteile (oder als solche g,c1tende) 20 Krankenpflegetagt· pro 

Kind und Jahr beanspruchen, bei mehreren Kindern allerdings nicht mehr als 50 pro Jahr, verheiratete 
Versicherte dagegen pro Ehemtetl, Kind und Jahr nur 10, höchstens 25 (§ 45 SGB V). 

4' Z. B. hinsichtlich des Haushaluf reibeuags, der Kindcrbetreuungskosren im Steuerrec h,~ bei der Berech~ 
nungdes Kindergeldes, Gcnaueres vgl. Beekcr, R., (Fn. 4), S. 32 f. Des weiteren im BAföG; auch z3hlt fur 
die Berechnung des Erziehungsgeldes bei nicl1t ~vcrheirateten Müttern nurdas eigen\! Einkoffiffil:n, so daß 
sie wahrend des ganzen Erziehungs lt urlaub!'if< die 600 DM erhalten, vgl. § 6 Abs . I und 3 BErz.GG. 
Frau/ man darf gcsp:mnt sem, wie: das .. AlleincrziehclllI< im neuen § 1S SGB V von Arbeitgebern und 
Krankenka~.~en bei nicht-verheirateten "tusammen lebendeo Ehern in Zukunft interpret:iert wird . 

.. p Berghahn, S.lFritzsche, A.: Fr.luenrechl in OSt und West (DeulSchb.nd), Bilanz und Ausblick, Berlin 
'99', S. '76f. 

43 Noch 1981 hatte d.ls BVerfG so argumentic:rt., vgl. BVcrfG vom 24·3· '991, FamRZ Heft S1t991. 
S·4'9((· 

44 Zugunsten des V.lters VG Berlin vom 2. . 3. '98" NlW '989, S. 24' 3-2415; ablehnend dagegen VGH 
Badcm-Wuntcmberg, Al. . 9 S 2345/90, vgl. Süddcutsche Zeitung vom 10./1 L 10. 1992. 

45 VgL Stiegler. B;u-b:H":l.: Zur Aurhebung,des Eheprivilegs im Grundgesetz. Publikation der Friedrich J::berc 
SLiftung, Bann 1992, S.loff., m.w.N. 
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Nicht-Heiraten als Mittel zur Emanzipation von Frauen propagiert werden. All dies 
wird naheliegenderweise auch von seiten des Bundesjustizministeriums als Argu­
ment benutzt, um mangelnden Handlungsbedarf für die "Verrechtlichung« nicht­
ehelicher Beziehungen hinsichtlich der PartnerInnenebene zu begründen, wobei 
Verrechtlichung und Gleichstellung der Nicht-Ehe mit der Ehe synonym behandelt 
werden:,,6 

Beide Argumente greifen zu kurz. Frauen, die in nichtehelichen Beziehungen leben, 
stellen gegenüber solchen, die in Ehen leben, eine egalitärer orientierte Vergleichs­
gruppe dar, weil gebildete, beruflich ambitionierte und selbstbewußte Frauen häufi­
ger ökonomisch selbstständig sind und Vorbehalte gegen symbolische und tatsächli­
che Abhängigkeitsverhältnisse haben, so daß sie tendenziell weder auf die 
Versorgung durch einen Ehemann angewiesen sind, noch diese wünschen. Es wird 
also eher umgekehrt »ein Schuh daraus«, indem die »emanzipierten« Frauen auf eine 
egalitäre Beziehungsstruktur mehr Wert legen und sich dies auch persönlich leisten 
können. Würde die Nicht-Ehe bei gleichbleibender Gesamtrechtslage auch für die 
anderen traditioneller eingestellten und/oder ökonomisch oder sonstwie marginali­
sierten Frauen zur Normalform des Zusammenlebens, SO würde ihnen diese Lebens­
form keine Verbesserung bringen, allenfalls eiDe noch stärkere Doppelbelastung und 
andere Zumutungen. Allerdings gilt auch für die Ehe, insbesondere für das Schei­
dungsrecht, daß sie bzw. es die zugeschriebene Versorgungsfunktion nicht mehr 
leisten kann, jedenfalls nicht leistet'" In der Tat scheinen sich deshalb konservative 
mit frauenpolitischen Befürchtungen zu treffen, wenn für Gegenwart und Zukunft 
ein zunehmendes männliches Interesse an nichtehelichen Beziehungen ohne gesetz­
liche Verpflichtungen auf der Partnerschaftsebene, aber mit verbesserten Väterrech­
ten konstatiert bzw. vorausgesagt wird. So gesehen verschleiert die liberale Position 
des Bundesjustizministeriums nur, daß sich die praktischen Probleme VOn Zweier­
beziehungen und Familien auf Dauer weder dadurch befriedigend lösen lassen, daß 
den Beteiligten - wie gehabt - die Wahl zwischen Ehe und Nicht-Ehe bleibt, noch 
dadurch, daß die Nicht-Ehe der Ehe angeglichen wird, was in der Nachteilsdimen­
sion ohnehin schon der Fall ist. Vielmehr müßte es darum gehen, ein differenzierte­
res Schutz- und Förderungsangebot des Staates zu schaffen, das ziclgcrichtet die 
funktionalen BedürfDislagen der - begrifflich weiter als bisher gefaßten - familie 
und - in geringerem Maße - auch der Zweierbeziehungen abdeckt, und dieses im 
Grundsatz, d. h. verfassungsrechtlich, festzuschreiben. Im Rahmen einfacher Ge­
setze sollten weitergehend die abhängigmachenden ordnungs- und sozialpoliti schen 
Funktionserwartungen an die Beziehungs- oder Familienmitglieder soweit wie mög­
lich reduziert, Kosten dafür angemessen sozialisiert und Raum für eine die einzelne 
Existenz und die persönliche Selbstbestimmung besser sichernde Binnenstruktur ge­
geben werden. 

46 Vgl. Presseinformation ,·Recht ... des Bund\' !.ll1jnisters der Ju sti~ vom 14· 4.1991. 
47 So auch Frommei, M., (fon. 37). S. 18) L; Caesar-Wolf. Be-atric('/ Eidmann, Dorothee: Gleichberechti­

gungsmodelle im neuen Scheidungsrolgenrccht und deren Umst:t2ung in die foamiliengerichrljche Prax.is, 
in: Zeitschrift fur Rechtssoziologie Heft l i l?8S , S. ,63-189; Berghahn-WolHram, Sabinc: Neul' Chancen 
für geschiedene frauen~ Fine Untersuchun~ über die Rechtspraxis von Eht:g:oancnunterhalt 7.ur Qualifi­
zicrung. frankfurt a. M. u. a. 1992. 
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J. Konturen eines modemen Familiengrundrechts 

J. I Veränderungsvorschläge zum Verfassungsstatus von Ehe, Familie und anderen 
Lebensformen 

In der öffentlich geführten Verfassungsdiskussion wurde eine Vielzahl von Formu­
uerungsvorschlägen produziert, gerade von frauen politischer Seite. Nach den ersten 
Manifesten von »Frauen in bester Verfassung« und »Frauen für eine neue Verfas­

sung« (Frankfurter Frauenmanifcst) im Jahre '990 sind entsprechende Aktivitäten 
'99 r in den kompromißhaften Entwurf des »Kuraroriums für einen demokratisch 
verfaßten Bund deutscher Länder« eingeflossen, der auch an ostdeutsche Vorschläge 
des Verfassungsentwurfs des Runden Tisches (1990) anknüpfte. In der Folgezeit 
wurden noch zahlreiche andere Vorschläge der Parteien in den Bundesländern, von 
frauenorganisationen und anderen bürgerrechtlichen Gruppen erarbeitet und z. T. 
der Öffentlichkeit vorgestellt'! Im Dezember '992 fand dann eine öffentliche An­
hörung vor der Gemeinsamen Verfassungskommission von Bundestag und Bundes­
rat statt, in der sechs ExpertInnen ihre Einschätzung zu bestimmten Fragen und z. T. 
eigene formulierungsvorschläge vortrugen. Hier soll im folgenden schwerpunktmä­

ßig auf diese Stellungnahmen eingegangen werden, soweit sie den Status von Ehe, 
Famille und anderen Lebensgemeinschaften oder -formen angehen. 
Die beiden Gutachter Axel Freiherr von Campenhausen und Heinhard Steiger 
hatten es insofern leicht und konnten auf Formulierungsvorschläge verzichten, weil 
sie den bestehenden Verfassungsstatus von Ehe und Familie verteidigten." Campen­

hausen tat dies mit einer bereits 1987 veröffentlichten Stellungnahme samt allen mit 
der Vorrangstellung der Ehe verbundenen Ausgrenzungen anderer »Gesellungsfor­
men«.50 Er geißelte darin soga r die schleichende Aushöhlung des Eheschutzes unter 
dem geltenden Recht und bezeichnete diesen Zustand als »schreiende Mißachtung 
der Verfassung durch den Gesetzgeber«,>' Steiger billigte »eheähnlichen Lebensge­
meinschaften«, wie sie das Bundesverfassungsgericht in seiner jüngSten Entschei­

dung vorn 17. 1I. 1992 definiert hat, zu denen aber z.B. gleichgeschlechtliche 
Zweierbeziehungen demnach nicht gehören (können), immerhin eine beschränkte 
GleichsteIlbarkeit durch den Gesetzgeber zu, rechtfertigte ansonSten aber die inSti­
tutionelle Garantie der Ehe mit der »besondere n anthropologischen und gesell­
schaftlichen Bedeutung der Ehe«." Auf der anderen Seite standen die übrigen Gut­
achterInnen, die mehr oder weniger weitreichende Veränderungen an Art. 6 GG 
befürworteten, vor allem auch zum Rechtsverhältnis von Ehe, Familie und anderen 

Lebensgemeinschaften. Waren Schutz und Förderung der Ehe aus dem Entwurf des 
Kuraroriums und aus seinen feministischen Vorformen noch völlig verbannt worden, 

48 Z. B. d:\s Kurntorium : Vgl. Dokumen t.mon der Anhorung des V(·rf;\SsungskutJ.tonums ... Fr3UeM('ch(c in 
der Verfassung ... vom 1 S. S. 1991 in Bonn. 

49 Prof. Dr. Axel Freiherr von Camprnh:lUsen: Beibehaltung deos gehenden Art. 6 Abs. I mH streng ehe­
pri vi legierender Auslegung. vgL Campen hausen, Axel Freiherr von, (Fn. 9. 19) 
Prof. Dr. Hcinhan.1 Steiger: kcm Formulicrung$ vorschbg, Inhaltlich Beibehaltung des geltenden WOrt­
lauls mit foJl!cnder Auslegung: _ .. Die f:.he d:lrr gegenuber der eheahnlichen Gemcin.'ichJh aufgrund de.s 
An. 6 Abs. I GG nidn bCIl :lchtciligt werden. 
2. Die c.heahnliche Gemeinschaft ~m'ht unter dem Schut7. des An: . l Abs . . GG i. V. m. Art . I Abs. I GG 
(Persönlichkcit.<.rt'cht); s . ~ d3rf nlChl ,im Übermaß erschwer! oder unmoglich. gemacht werden. 
}. Ocr Gesetz.geber kann die ehc;'Ihnlichc Gemeinschaft im sozialen Bcrei h mit der Ehe Im Rahmen 
semeS G~taltullgsspiclraums wegen der Ahnlichkelt mit der Ehe als .auf D:luer angelegte Vcr:mtwur­
lungs- und Einstl'hungsgemeinschafr. gleichsu.'lIcn. - Vb!. sc.hriftllche Stellun!;nahmc, Ms. 

So C unpenhauscil. A. Freiherr von, (Fn. (9) , . J 7· 
SIEbenda, S. 47. 
P. Steiger, H ., (Fn. 9), S. J. 
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so wurden sIe in fast alle neuere Formulierungsvorschläge zu Art. 6 GG wieder 
aufgenommen, insbesondere auch in drei der vier innovationsorientierten Stellung­
nahmen vor der Gemeinsamen Verfassungskommission. Michael Coester behielt in 
seiner Stellungnahme zwar den Beziehungsschutz für die Ehe wie gehabt bei, inter­
pretierte aber schon den geltenden Art. 6 Abs. I GG weniger ehe-privilegierend, 
zudem propagierte er für " andere Lebensgemeinschaften« eine schwächere verfas­
sungsrechtliche Garantie in Form der »Achtung«. Ute Gerhard und Eva Marie von 
Münch siedelten in ihren Formulierungen dagegen die Ehe auf einer Ebene mit 
anderen Lebensgemeinschaften und im Hinblick auf die Schutzinrensität unterhalb 
der "Familie« an. j ) Gebrauchte FormuLierungen waren hier »Achtung« und 
"Schutz« für die Ehe und andere Lebensgemeinschaften, wobei letztere z. T. defini­
torisch eingeschränkt wurden auf »registrierte«, »auf Dauer angelegte« (Gerhard) 
oder auf »verantwortet gelebte« (von Münch). 
Fast alle Veränderungsvorschläge sind zum Begriff der ,,]:amilie« zurückgekehrt. 
Dieser Rückgriff auf »Bewährtes« und lebensweltlich positiv Besetztes hatte schon 
beim Kuraroriumsentwurf und beim Entwurf des Runden Tisches stattgefunden. In 
den bei den Frauenmanifesten hingegen wurde die institutionelle Auffassung kriti­
siert und in ein soziales Grundre.cht um formuliert. Die förderungswürdigen familiä­
ren Konstellationen sind dort radikal konkret formuliert worden, z. B. als »Frauen 
und Männer, die Kinder aufziehen, (Kranke oder alte Menschen versorgen)«H. J utra 
Limbach machte zunächst den Vorschlag,1) zwar das WOrt "Familie. beizubehalten, 

aber zusammen mit dem Zusatz . ungeachtet des Familienstands ihrer Mitglieder« zu 
verwenden. Damit sollte ausgedruckt werden. daß nicht mehr allein die eheliche 
Familie Dcfinitionsgrundlage des neuen Grundrechts sein sollte. Auf diese Weise 
sollte das Familienvers!ändnis vom institutionellen Ehebegriff gelöst und die Zwei­
Familien-Akrobatik der herrschenden Meinung im Fall VOn nichtehelichen Paaren 
mit Kind (s.o.) abgeschafft werden. j 6 

Die Vorschläge der drei Gutachterinnen Ute Gerhard. Barbara Degen und Eva Marie 
von Münch zeugten von dem gemeinsamen feministischen Bemühen um eine Ab­
schaffung oder Reduzierung der Privilegierung der Ehe und der institutionalisieren­
den Wirkung entsprechender Formulierungen. Das drückte sich vor allem darin aus, 
daß eine konkrete staatliche Schutz- und Förderungspflicht für Kindererziehung, 
Pflegetätigkeit und Erleichterungen zur Vereinbarung eben dieser Tätigkeiten mit 
Beruf und gesellschaftlicher Partizipation in einem weiteren Absatz ausdrücklich 
formuliert wurde.>' Durch dieses Zusammenspiel der Absätze wird di.e Rangfolge 

53 FOr'Olulierunpvorsdllagt: zu Art.6 Abs. 1, vgl. sehn diehe Slcllungn:lhmcn: 
Prof. Dr. Michael COC'.$tcr: kein Formulierungsvorschlag, bekrafttgt Bedcumng dc:'O Schurzes und der 
Forderung deI" Farodie Im weIteren Sinne, interprelien Ehe: schon jelzt als rucht mehr die Gleichstellung 
anderer ( bcnsgcmeinschaJlen :lusschließl·nd. will in Zukunft zwar Eheschulz erhalten. aber :.o Achrung • 
• 3ndertr' L('bens-seml'in~chaftcn + :1ufnchnl('n. 
Barbara Degen: .. Der St;'l.;1.l achtet alk Lebensformen und SChUIZt sie vor Diskrim interung .... tI 
Prof. Dr. Ule Gcrhard: ... Der Suat achtet Ehc und Familie und schutzi deren pcr.sonltchefl Ltbcnsbe­
reich. Das sleich ~ gilt fur andere re~I$lnene (:luf DJuer angelegte) Lebcnsgemelnsch:l(ten .• 
Dr. Eva M,\TlC von Munch: .. Du! Familie steht unter dem besonderen Schutz. der staatlichen Ordnung. 
Die Ehe und andere \'er.lnlWOrt('[ gelebte Lebensgemeinschaften genießen AchlUn~ und Schull,, « 

S4 Frankfurter Fraucnm:1ll1feSl ... fr:mcn fur eine nCu!!' Verfassung"" in : Feministische Studien extra 1991 . 
S. 111. Ahnlieh: ,. I:r.\uell il1 bcster Verfassung«. ebend.1, S. 115 . 

S5 LJmb.1ch. Juna: Zur Rc..:htsstellung von Eltcrn und Kindern, in : Feministische StudiL'n cxtr:a 1991. 
S. 5' fr., 5'. 

56 Inzwischen hat su::h auch Juna Limbach - schun dun.:h die Hartnackigkeil ihrer Parteifreundc - \",ied('r 
~.u r Beibehaltung des Eheschutzes bekehren lassen, "gI. Dokum'-."ntarion der Anhorung des KuralOriums , 
(I'n . ~8), S. !7 r. 

S7 Vgl. Kur:l.lonumsclltwur( : . Absatz. Verfassungsentwurf des Runden Tisches An . 22 Ahs. 1 Satz l. Ute 
Gerh:l.rds Vorschlag al s 1. AbsJtz. Eva M :ui(' \'on Munths Vor~chlag für eincn dritten Abs31 Z. Barbara 
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41 0 zwischen einer aktiven staatlichen Förderung der (funktionalen) Familie und dem 

lediglich auf Achtung und Schutz ausgerichteten Abwehrgrundrecht von Ehen und 
anderen Lebensgemeinschaften verdeutlicht. 
Die einzige unter den GutachterInnen vor der Gemeinsamen Verfassungskommis­
sion, die rucht die Ehe und auch nicht die »Familie« in ihren Formulierungsvorschlag 
zu Art. 6 GG aufgenommen hat, war Barbara Degen, die in Abs. I dem Staat die 
Achtung aller Lebens/armen, also auch der von Alleinstehenden und -lebenden, 
sowie deren Schutz vor Diskriminierung auferlegen wollte. Sie hat also den ur­

sprünglichen feministischen Gedanken der radikalen Entprivilegierung der Ehe und 
der über diese definierten Familie beibehalten und sich sogar noch darum bemüht, 
die Möglichkeit der Institutionalisierung von Zweierbeziehungen überhaupt im An­
satz zu unterbinden. Im zweiten Absatz werden - ähnlich wie bei Ute Gerhard -
konkret Menschen, die Kinder erziehen oder Hilfsbedürftige betreuen, mit einem 
Schutz- und Förderungsanspruch versehen. Auf diese Weise ist der Begriff »Familie« 
als möglicher Ansatzpunkt für die Reinstitutionalisierung der Ehe »durch die Hin­
tertür« ausgeschaltet. Degen griff damit sowie mit der Berücksichtigung "aller 
Lebensformen« eine sehr grundsätzliche Kritik auf, die auch den meisten Neufor­
mulierungsvorschlägen entgegengehalten wird, nämlich das Prinzip der Institutiona­

lisierung und Privilegierung bestimmter Formen des Zusammenlebens beizubehal­
ten und dadurch wiederum herausfallende Lebensformen, wie z. B. die von 
Alleinlebenden, zu diskriminieren. 18 Auch Ute Gerhard plädierte für eine Loslösung 
des Familienbegriffs von der Vorstellung des gemeinsamen Wohnens bzw. des ge­
meinsamen Haushalts, denn diese entspreche soziologisch längst nicht mehr der 
Realität. Es gebe »haushaltsüberschreitende Familiennetze« und Solidarbeziehun­
gen, die psychische und materielle Unterstützung und Betreuung bieten. In diesem 
Sinne könnte, Gerhard zufolge, der erweiterte l'amilienbegriff »sich bewußt von der 
Vorstellung gemeinsamen Wohnens und Wirtschaftens (nur mit ledigen Kindern) 
lösen und die sozialen Beziehungen umfassen, insbesondere die gegenseitige Hilfe 

und Anteilnahme nicht nur zwischen den Generationen sondern auch zwischen Per­
sonen, die sich als Lebensgemeinschaft definieren.«19 

3.2 Was ist verfassungsrechtlich heute noch schutz- und 
färderungswürdig? 

3.2.1 Sicherlich nicht in erster Linie die Institution Ehe! 

Es versteht sich nach alledem fast von selbst, daß der institutionelle und privilegie­
rende Eheschutz und die entsprechende Förderung verfassungsrechtlich mit einer 
modernen pluralistischen Gesellschafts- und Rechtsauffassung nicht vereinbar sind. 
Die Versuche, den privilegierten verfassungsrechtLichen Ehestatus aus einem anthro­

pologischen Bedürfnis der Menschheit zu konstruieren (s.o.), beruhen auf einer 
kaum verhüllten Unlogik. Denn es mag sicherlich ein in der Menschheitsentwick­
lung bisher konstant vorhandenes Bedürfnis nach Zweierbeziehungen geben, der 

Degens Vorschlag für einen 2. Absatz;. Beispielhaft hier Ure Gerhards Vorschlag: )} Wer in famiJiJ.rer 
Gemeinschaft Kinder erzieht oder für andere sorgt, ist durch die staatliche Ordnung zu schurzen und zu 
fordern. Der Staal förden die MogJichkeiten von Eltern und AlIeinerzichcnden, ihre Er7.iehungs.aufgaben 
mit der Erwerbstatigkeit und der Teilnahme am offcndichcn Leben zu vereinbaren.« 

58 Degen, (Fn·9), 5·4 f.; ahnl;ch Fromme!, (Fn. )7), vgl. Anm. 42, 5. 187· 
59 Gerhard, U., (Fn.9), 5.6,1161. 
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spezifischen Rechtsform wohnt aber - selbst von den meisten Konservativen zuge­
geben - keine anthropologische Gesetzlichkeit, nicht einmal überhistorische Konti­
nuität inne.60 Um die Privilegierung der Ehe zu rechtfertigen, muß also von 
Konservativen auf vorrangige ordnungspolit.ische Staatsinteressen oder doch zumin­
dest auf eine angeblich überlegene Zweckmäßigkeit der Ehe zur Regelung des 
Zusammenlebens und der Familienbildung zurückgegriffen werden. So schreibt 
erW"a von Campenhausen: 

.Der Grund (für den verfassungsreehrlichen Schutz der Ehe/Ergänz. d. Verf. S. B.) ist vielmehr 
die einzigartige Leistung der Ehe als sittlich-personaler Lebensbeziehung und ihre daraus fol­
gende öffentliche Funktion. Die vorbehaltlose Zusage der Ehegatten bedingt. die monogame 
Struktur der Ehe, welche als Subjekt-Subjekt-Beziehung Ausd ruck eines Ethos der Menschen­
würde ist, die nicht nur Teilaspekte des anderen will, sondern den ganzen Menschen als 
Menschen annimmt. Dies ist auch die Grundlage für eine Gleichberechtigung der Geschlechter. 
Nur die Ehe besitzt die Anlage auf Lebensdauer und die Offenheit für das Kind.«" 

Hier zeigen sich aber deutlich die Schwachstellen der Argumentation: Kann eine 
christlich-religiöse Annahme über Sittlichkeit und Ethos in einem säkularisierten 
Gemeinwesen ohne weiteres verallgemeinert werden? Woher nimmt Campenhausen 
die empirische Gewißheit, daß in Ehen eher eine vorbehaltlose Annahme des ande­
ren stattfindet, eher Gleichberechtigung, Dauerhaftigkeit und Offenheit für das 
Kind existieren, wobei mit letzterem vermutlich doch Dur die Bereitschaft zum Kin­
derbekommen gemeint ist, die persönliche Haltung gegenüber dem realen Kind 
nicht einmal tangiert wird? Die ordnungspolitische Variante läßt sich also in dieser 
Pauschalität und mit den gewünschten Ausgrel12.ungcn nur in einer autoritär struk­
turierten "formierten « Gesellschaft begründen, in der es dann konsequenterweise 
aber auch weiterhin möglich sein müßte, nichteheliches Zusammenleben und Kin­
dererziehen zu unterbinden. Wo Demokratie und Privatautonomie ernst genommen 
werden, muß wenigstens hinsichtlich der behaupteten besonderen Zweckmäßigkeit 
der Ehe der Nachweis einer so optimalen Funktionserfüllung erbracht werden, daß 
die Einschränkung der Selbstbestimmung der Gesellschaftsmitglieder legitim er­
scheint. Denn nur weil die Institution Ehe rechtspolitisch bequem für den Staat ist 
und dieser für die Individuen "nur das Beste will«, braucht eine so eingreifende 
Konstruktion noch lange nicht gerechtfertigt zu sein. Die Ungleichbehandlung von 
Individuen und Lebensgemeinschaften, insbesondere aber faktisch der Geschlechter 
spricht eher dagegen. Konservative wie Steiger und VOn Campenhausen gehen jedoch 
über alle sattsam bekannten empirischen Funktionsdefizite der Ehe und normativen 
Abwägungscrfordernisse hinweg. Von Campenhausen behauptet sogar, daß die Ehe 
ihre Funktion deshalb nicht erfüllen könne, weil sie vom Gesetzgeber und der 
Rechtsprechung nicht streng genug ausgrenzend exekutiert werde. 61 Bei alledem ver­
harren die Verteidiger der privilegierten Ehe bei einer pauschalen und weiterhin 
vorrangig institutionellen Betrachtung und setzen Familie mit Ehe im Ansarz gleich, 
als ob beide nicht längst in unterschiedliche Funktionszusammenhänge zerfallen 
wären. Es ist also ein Zirkelschluß, die besondere Angemessenheit der Ehe mit ihren 
erwünschten, aber nicht tatsächlichen Eigenschaften für die Gesellschaft und die 
Individuen begründen zu wollen. Es ist zudem eine autoritäre Bevormundung einer 

60 Zum Bedeutungs- und Gtst:dtungswandel der Ehe vgl. Sticgler, B .. (fn. 9). S. 13~ H. 
61 Carnpenhau~en, A. Freiherr von, ([-n, 19). S. 18; wnlich auch Steiger, H.: .. Maßgebend .. . ist die beson­

dere anrhropologische und gesellschaftliche Bedeutung der Ehe. Sie stellt eine :t.llgerncinc Gru.nd struluur 
der personalen Lebensgestaltung und -ordnung von Mann und Frau aber ::lUch hir dIe: Gesellschaft dar. 
Sie hat sich z.war im Lnufe der Geschichte immer wieder grundlegend gewandelt, auch in deli letzten 
30 Jahren wieder . Aber als besondere, reehrlich gefonme, institutionalisierte Gestaltungsform hat sie sich 
gerade auch durch ihren Wa.ndel erhalren.« Steiger, (Pn. 9), S. 129. 

62 Campenh:\usen, A. Freiherr von, (Fn. 19), S. 29 fI. 
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4 12 wachsenden Zahl von Personen, die die Ehe für sich als keineswegs angemessen 
ansieht, aber dennoch bedeutende soziale und gesellschaftliche Leistungen er­
bringt. 

J.2.2 Grundrechtsschutz vor allem für die soziale Dimension der Familie! 

War eine Streichung der Ehe aus Art. 6 Abs. I von vornherein ohnehin nicht rea li­
stisch, so lag es für die Reformerinnen nahe, sich auch auf der Forderungsebene erSt 
einmal darauf zu beschränken, zwischen dem Grundrechtsgegenstand der Familie 
und dem der Ehe bzw. Zweierbeziehung zu unterscheiden. Dabei dürfte es einleuch­
ten, daß nur die "Familie«, d. h. das Kindererziehen und die Pflege hilfsbedürftiger 
Menschen, den vollen Grundrechtsschutz in abwehr- und teilhaberechtlicher, d. h. 
sozialer Hinsicht verdient. Die Rechts- und Sozialordnung müßte daraufhin durch­
geforstet werden, wie diese soziale Förderung besser und ohne Privilegierung der 
Ehe gewährleistet werden kann. Für die in Eheo und nichtehelichen Gemeinschaften 
realisierte Beziehung bliebe dann alIenIalls noch ein abwehrrechtlicher Schutzan­
spruch, der sich auf erheblich bestandsgefährdende staatliche Eingriffe beziehen 
könnte. Ehe lind nichteheliche Beziehung wären konsequenterweise dann auf die 
gleiche Stufe zu stellen. Die Institurion Ehe verlöre so beträchtlich an Verfassungs­
rang. Schon deshalb waren Formulierungsvorschläge diesen Inhalts in der Verfas­
sungskommission nicht mehrheitsfähig. Als Komprorniß wurde daher in einigen 
Vorschlägen zwischen dem vollen .. Schutz« der Ehe und einer .. Achtung« nichtehe­
licher Gemeinschaften unterschieden. 6) Dies würde jedoch eine Reihe neuer und 
alter Differem.ierungsprobleme mit sich bringen, ohne sie zu lösen, entsprach inso­
fern aber einer realis tischen Einschätzung der Widersrände gegen die konsequente 
Entprivilegierung der Ehe. 
Nüchtern lind funktional betrachtet liegt es jedenfalls auf der Hand, daß in erster 
Linie die Familienfunktion in bezug auf Kinder und Pflegebedürftige schützens- und 
förderungswürdig ist. Allerdings ist bei der Verwendung des Wortes "Familie« Vor­
sicht geboten, weil dabei allzu leicht die Kontinuität der bisher herrschenden 
Interpretation als .. ehelicher« Familie erhalten bleibt (s.o.). Im Hinblick auf die 
ersten radikaleren feministischen Formulierungen, in denen eine verfassungsrechdi­
ehe Thematisierung der reinen Beziehungsebene (ohne Kinder oder andere Sozial­
funktionen) ganz unterblieben war, stellt sich die Frage, ob nicht doch das bisherige 
Abwehrrecht der Ehe - nunmehr aber für eheliche und nich tehcliche Zweierbezie­
hungen - weiterhin vonnöten sein könnte, um gegen erheblich bestandsgefährdende 
staatliche Eingriffe zu schützen. Beispiele für derartige Gefahren finden sich im 
Ausländcr-, Arbeits-, Sozial recht oder Strafrecht. 

J .2 .J Dar/eber/ Grlirldrechcsschutz auch für die (kinderlose) Zweierbeziehung? 

Sollte sich nämlich die Individualisierung auch in der Rechtssphäre soweit durchset­
zen, daß der Rekurs auf die Gemeinschaft der Ehegatten , Lebenspanner oder der 
näheren Verwandten unterbunden oder zurückgeschraubt wird, so bedeutet dies, 
daß die individuellen Erwerbs-, Mobilitäts- und Selbstbehauptungsanforderungen 
erhöht werden; dieser Trend ist bereits zu beobachten. Die Aufrechterhaltung und 
-haltbarkeit von engen Beziehungen ist angesichts enorm gestiegener Mobilitätsan­
forderungen in manchen Berufsgruppen oder Regionen schon jetzt zum persönli-

6j Am deutlichsten bei Cocslcr. M., (Fn. 9), S. 103; -ahnhch luch die SPD- bl.W. A-Lmder-Vorschbge:-. 
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ehen Risiko geworden,6. was sich bislang - jedenfalls für Frauen - eher für die 

Aufgabe von Bindungen behaupten ließ. Die Aufrechterhaltung von Beziehungen 
wird auf diese Weise zunehmend dilemmatisch für die eigene Selbstbestimmung und 
eine eigenständige ökonomische Existenz. Sollte sich neben diesen sozialen Verände­
rungen auch die Verfassungslage in Richtung auf eine Ausblendung der Zweierbezie­
hung aus Art. 6 ändern, was nun allerdings erst einmal ausgeschlossen ist, wäre es für 
die staatliche Gesetzgebung und Rechtsprechung längerfristig kaum mehr plausibel, 
allzu viel Rücksicht auf das Bindungsinteresse von Erwachsenen ohne Kinder (oder 
Pflegebedürftige) zu nehmen, wo der Staat doch aus unterschiedlichen Gründen , 
insbesondere aber bei knappen finanz- und sozialpolitischen Ressourcen, unter 
enormen Handlungs- und Differenzierungsdruck steht. So hat z. B. im Ausländer­
recht selbst die geltende »Heiligkeit« der Ehe nicht verhindert, daß das Recht auf 
FamiJiennachzug und der Schutz vor Ausweisung inzwischen stark relativiert 
sind.6( 

Um sozusagen das »Äußerste« an Individualisierung im Recht zu verhindern, würde 
- unter der Bedingung der Umwandlung von A.rt. 6 Abs. I GG in ein soziales Fami.­
liengrundrecht - ein daneben weiterexistierendes Abwehrrecht der Zweierbeziehung 
gegen deutlich bestandsgefährdende staatliche Eingriffe denjenigen entgegenkom­
men, die einen Kernbereich privatautonomer Interpersooalüät schützen wollen. 
Konservative würden sicherlich versuchen, dieses Recht weiterhin eheprivilegierend 
zu interpretieren und dabei VOr aHem auf den Effekt der Geburtenförderung schie­
len. Diese Gefahr kann aber kein ernsthaftes Gegenargument sein, denn der ausgren­
zende Anschluß an das Rechtskonstrukt Ehe wäre ihnen genommen, und die 
Reduzierung auf ein Abwehrrecht ließe sich nicht so leicht ignorieren. Linkslibera­
len Kritikern der Verrechtlichung und »Kolonialisierung. von verständigungsorien­
tierter Lebenswelt66 müßte ein solches reduziertes .. Kerngrundrecht« ebenfalls 3m 
Herzen liegen. Letztere diagnostizieren schon jetzt verstärkte Abhängigkeit, hervor­
gerufen dureh ein Netzwerk von staatlichen Interventionen im Familienrecht. Auch 
eine Überfrachtung des Einzelnen mit Individualisierungsrisiken und der völlige 
Verzicht auf einen Schutz der Möglichkeiten zur Beziehungs3ufreehterhaltung 
könnten so da.s "Projekt Selbstbestimmung«67 gefährden. 

J.2·4 lndividualgru.ndrechte versus Beziehungsgntndrecht 

Im Gegensatz zu dieser Argument.tion}"ür ein rudimentäres, nämlich nur noch auf 
Abwehr angelegtes Beziehungsgrundrecht vertritt Monika Fromme! die Auffassung, 
daß der Schutz der Zweierbeziehung statt über Art. 6 GG über den Würdcbegriff 
(Art. I Abs. I GG) oder die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. I GG) oder 
über eine Verbindung beider besser zu gewährleisten sei.68 Frommel möchte die 

64 ßeck , Ulrich/Beck-Gernsht:im, Elisabeth : Das ganz. normale Chaos der Liehe. Frankfurt 2. M. 1990, 
S.190 1. 

65 Gehl es um eine Aufenthaltsgenehmigung rur einen auslalldisf:hc:n F.hc:g.men einer inland ischen Person, 
so muß zwischen dem SchUlzgcbot von Art. 6 Abs. I GG <:incr!>cits und einer Bccimrachtigung der 
Belange der Bundesrepubhk DeuLSchland abgewogen werden, d3s Schutzgebor b(:~r('m.t dabei das c:in­
ger3umte Ermessen bzw. muß schon bei der Auslegung der RechtsbtgriHe berück ... ichtigt werden. vgl. 
Maunz/Dung/Herzog. (Fn. 7). Anm.1I 4 c) 7.U Are. 6 GG. Fur den Famil,icnnachwg von Ausländern gilt 
ein nochmals reduzierter Familiens(;hutl., obwohl Art , 6 Abs. I Ge.; t'in Menschenrecht ist; üblichcl"""eise 
gibt es mchr'jlhrige Wancfri$ten fur Ehegatten bzw. Ahcrst;rell:tt'll fur Kindt'r. 

66 Habermas. Jurgen: Theorie des kommunikativen Handdns. Frankfurt a.~. 198 I, Bd. z, S. 522 / 52j . 

67 SimiliS. Spiros: Selbslbestimmung: Illusorisches Projekt oder rt'alt' Ch;lI1cd, in: KritISche Justiz. Heft 
111 988, S. j2-50. 

68 Auch der Gutachter Ste iger, (Fn. 9). S. 1) I L, und das ßu.ndesverfassungsgericht in seiner Entscheidung 
vom 17· 11. 1991. Al. . I BvL 8/87. S. soL, subsumieren den An .~pruch der nichtchdichen Gemeinschaft . 
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individuellen Grundrechte auch relationistisch verstanden wissen, in dem Sinne, daß 
jeder Mensch in Relation zu anderen Menschen steht und Grundrechte daher auch 
diese Bindungsd imension einbeziehen. Dennoch erscheint es fraglich, zum einen, ob 

sich eine solche Auffassung in der Verfassungsinterpretation durchsetzen würde -
bisher wurde sie entgegen der Auffassung von Steiger'9 jedenfalls nicht praktiz.iert-, 
und zum anderen, ob sie zu sinnvollen und sozialadäquaten Ergebnissen führen 
würde. Ein Beziehungsschutz gegründet auf Art. I und 2 GG könnee sicherlich ekJa­

tant inhumane staatliche Kontakt- oder Beziehungsverbote wie etwa im Nationalso­
zialismus abwehren, ansonsten fehlt es aber am spezifischen Regelungszusammen­
hang, aus dem sich Kriterien ableiten ließen, die beschreiben können, welche 

Beziehungen vor wdchen staatlichen Eingriffen geschützt werden sollen. Die her­
kömmliche Zweierbeziehung, sei s ie ehelich oder nicht, ist jedoch eine sehr spezifi­
sche zwischenmenschliche Verbindung, deren Abgrenzung vOn anderen Sachverhal­
ten insofern durchaus ein Minimum an Tnstitutionalisierung, d. h. Auf-Dauer­

Stellung und normative Heraushebung erfordert. Im Zusammenhang von Men­
schenwürde und Handlungsfreiheit wäre dagegen entweder jede relationa.!e Identität 
stiftende Beziehung beispielsweise gegen staa tlich verordnete Mobilitätserforder­
nisse im Arbeitslosenrecht zu schützen , z. B. die einer Person zu drei Geliebten 

gleichzeitig, zu den liebsten Arbeitskoll eginnen oder 7.U den drei Kat7.en der Nach­
barschaft; oder aber keine dieser sozialen .. Normalbeziehungen «, zu denen - wenn 

auch an prominenter Stelle - die eheliche oder nichteheliche Zweierbeziehung ge­
hört, fiele unter den Schutz, weil es weder inhuman ist, noch den Kembereich der 
ohnehin unter Gesetzesvorbehalt stehenden allgemeinen Handlungsfreiheit tangiert, 

wenn manlfrau eine "Spagatbeziehung« führen müßte, um nicht arbeitslos zu wer­
den oder zu bleiben. Wer die besch.riebenen Auslegungs- und Auslegungsdurchset­
zungsprobleme vermeiden will, ein Abwehrrecht der Zweierbeziehung aber befür­
wortet, sollte daher versuchen, eine eindeutige Fo rmulierung im mindestens 

histo risch dafür einschlägigen Regelungszusammenhang des Art. 6 GG zu treffen. 

3.2.5 Feministische Einwände gegen überhöhte Antonomievoystellungen 

Bei Monika Frommels Einwänden gegen ein rudimentäres Beziehungsgrundrecht 
geht es um das Spannungsverhältnis von wünschenswerter individueller Autonomie 
und den Gefahren von institutionalisierten und letztlich privilegierten Beziehungs­

formen. Fromme! vertritt dabei den radikal-liberalen Standpunkt weitestgehender 
individueller Autonomie. Andere Feministinnen zielen dagegen im Theoriediskurs -

anders als in der biesigen Verfassungsdiskussion - oftmals in die entgegengesetzte 

Richtung, nämlich gegen die prioritäre Vorstellung von Autonomie und Unabhän­
gigkeit, die als .. männlich" idealisiert kritisiert werden.?o Autonomie und Unabhän­

gigkeit setzen demnach stillschweigend voraus, daß eine andere (abhängige) 
Personengruppe den scheinbar Unabhängigen (und somit für dritte Instanzen wie 

z. B. den Arbeitsmarkt frei Verfügbaren) den Rücken freihält. Auf di ese Weise sind 

die Kontextgebundenheiten an Beziehungen, Kindererziehung, Kranken- oder Al-

ah Lebensform geduldet 2.U werden, 3.1 50 nidlt ec'CVa joim Überm:lß .. erschwert oder unmoglich gemache 
z.u werden, unter An:. z Abs. 1 (i. V, m, Art . I Abs. I) GG . Die: Schutzimensit.ar ist jedoch deutlich gerin­
ger angelegt aJs bei der Ehe. Die gcsl·tl. liche Behand.lung nichtehelicher Gcb.hnell im Ausländerrecht 
odcr im Htnblick auf d;\s Zeugnisvcrweigerungsrecht im Strafproz.cH sprechen gC'gC ll die EffcktivlI.U eifter 
solchen Au(fanginterprctat ion von Art. 2 Abs. I GG. 

69 Vgl. vorherige Anm . 
70 Als Überblick vg l. Baer. Sus:1nnefBerghahn, Sabine: Auf dem Weg zu einer b ninist ischcn Rcchrsku Jtur? 

Deutsche und US-amerikanische Ansatze, in: Berliner PoliroJoginnen (Hg.): Femuilstlschc Standpunkte 
in der Pol.iti.kwissensch:1f(. Darmstadl. erscheint voraussichtlich 1994. 
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tenpflege und AUtagsverrichtungen in dieser Gesellschaft durchaus geschlechtsspez.i­
fisch unterschiedlich intensiv, wenn auch oft nur im Bewußtsei.n. Bis in die Theorien 
von Ethik und Gerechtigkeit zieht sich die bekannte Kontroverse um eine ge­
schlechtsspezifische Moral (Gerechtigkeitsprinzipien verSU$ Fürsorge?) bzw. um die 
Orientierung am abstrakten oder am konkreten Anderen?' Für das Recht ist daher 
wiederum von feministischer Seite auch die Anforderung gestel.!t, daß es auf die 
sozialtypischen Kontextgebundenheiten von Menschen so Rücksicht nimmt, daß 
Rollenstereotypen weder verfestigt werden, noch fürsorgliche Verhaltensweisen als 
autonomieabträglich unterbunden werden. Dazu müßten eben »wesen tl.iche« Kon­
textbindu ngen an Kinder, Pflegebedürftige und Beziehungsparrner im Grundsatz 
auch vom Vertassungsrecht für Männer und Frauen universalisiert werden. Die al­
ternativen Vorschläge sind dem bezüglich der Sorge für Kinder und Pflegebedürftige 
durch die Etablierung eines prioritären und konkret formulierten sozialen Schutz­
und Teilhaberechts nachgekommen. Es bleibt die Frage, ob und in welcher form 
auch enge Beziehungen unter Erwachsenen wenigstens eine abwehrrechtliche Be­
standsgarantie genießen sollten. 
Die Forderung danach könnte aber erneut feministische Bedenken auf den Plan 
rufen, weil schon der geltende abwehrrechtliche Schutz der Ehe einen eher doppel­
bödigen Umgang mit der Selbstbestimmung der »Partner« bzw. Familienmitglieder 
aufweist. In der Tat ist zu kritisieren, daß der Staat sich oft opportunistisch gerade 
dann mit Interventionen zurückhält, wen n ein Eingreifen zum Schutz der Schwäche­
ren, meist Frauen und Kinder, notwendig ist (Gewalt in Ehen und Beziehungen , 
Vergewaltigung, Kindesmißhandlung, sexueller Mißbrauch), und wenn die Selbstbe­
stimmung von einzelnen gerade nicht gegeben is t (20. B. Zwang der Banken zur 
Mithaftung der erwerbslosen Frau für Kredite an den Ehemann) . Die Respek tierung 
der abgespaltenen »Intimsphäre«" des Paares bzw. der Familie durch den Staat droht 
so zum Mythos zu werden, der vor allem die Erhaltung patriarchaler Gewalt- und 
Ausbeutungsverhältnisse verschleiert.') Aus dieser feministischen Kritik an der bür­
gerlich-liberalen Familienauffassung ergibt sich in dem hier diskutierten Zusammen­
hang aber kein grundsätzl.iches Gegenargument. Denn die z. T. augenfällige 
Diskrepanz zwischen Anspruch und Wirklichkeit kann nicht dazu führen, dem Staat 
den totalen Zugriff zu ermöglichen. Schon aus logischen Gründen setzt das Abwehr­
recht voraus, daß die Beteiligten ihre Beziehung einvernehmlich geschützt und 
aufrechterhalten sehen wollen. 

3.2.6 Diskriminiert ein rudimentärer Beziehungsschutz ALleinlebende? 

Barbara Degens Formulierungssorschlag und Monika Frommels Bedenken richten 
sich gegen den Versuch, weiterhin bestimmte Zweierbeziehungen, nämlich Ehen und 
»auf Dauer angelegte« nichteheliche Gemeinschaften, ja überhaupt Zweierbeziehun­
gen von Zusammenlebenden mit Verfassungsrang auszustatten, weil dies zur Diskri­
minierung anderer Lebensform en. speziell der Alleinlebenden führen könnte. 
Barbara Degen möchte deshalb einen Schutzanspruch »aller Lebensformen« veran­
kert sehen . Dem ist jedoch entgegenzuhalten, daß eine solche schutzrechtliche 
Gleichbehandlung vOn Beziehungen und Individuen schlecht möglich ist, weil sonst 

71 Vgl. Benhabib. Sey la: Der veri1l1gememene und der konkrete Andere. Ansat7 t= ~u l'irH' r fl'minutischen 
Mo r-a ltheorie , in: Lisr, Elis:a bcth/Sruder, Herlinde (Hg.): Denkverhaltni ssl" - Feminismus und Kritik . 
Frankfurt , . M. 1989, S. 454 rf. 

12 Simitis, Spiros: Famihenstruktur und F:J. milienvcrfas!i ung, In: Dl'rsdbe/Zenz, Gisela (Hg.) : Seminar: 
f"m dic und Farnilicnrecht. Bd . I, Frankfurt a, M. 1975, S. [21. 

73 Olsen, r. E., (Fn. )6) 
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die Konturen des Anspruchs verwischt werden. Wohlgemerkt soll es bei dem 
rudimentären Schutzanspruch der Zweierbeziehung - anders als beim sozialen 
Grundrecht der Familie - nicht mehr um die privilegierte Förderung wie heute noch 
bei der Ehe gehen, sondern lediglich um die Abwehr wesentlicl.l bestandsgefährden­
der staatlicher Eingriffe. Wo keine feste Beziehung besteht, wäre dieser Anspruch 
sinnlos bzw. bei allzu lockeren Beziehungen sozial nicht gerechtfertigt, weil im FaJl 
der staatlich veranlaßten Aufgabe der Beziehung wohl i. a. keine wesentlichen Nach­
teile auftreten. Wenn aber alle Lebensformen - und seien sie noch so verschieden­
gleich behandelt werden sol.len, tritt wieder ein ähnliches Problem auf wie mit der 
Ableitung eines Abwehrrechts der Beziehung aus Art. I und 2 GG, denn wenn der 
Gleichbehandlungsanspruch zu viele verschiedene Lebenssachverhalte betrifft, sinkt 
die Schutzintensität eines Abwehrrechtes. Es läßt sich nicht alles gleich behandeln, 
denn was gleich oder gleichwertig ist, läßt sich wohl nur durch die »Hinsichten« 
definieren, nach denen es gleich oder gleichwertig sein soll. 

J.2.7 Ist jegliche Institutiona/isieru.ng überhaupt vermeidbar? 

Bei der Zweierbeziehung geht es hier sicherlich um den Grad der emotionalen und 
praktischen Gebundenheit. Diese mit Kriterien zu messen und den Schutz in diesem 
Sinne zu operationalisieren, ist allerdings eine kaum zu bewältigende Aufgabe. Nicht 
umsonst verlangt das geltende Recht daher den formalen Akt der Ehesch.ließung. Bei 
nichtehelichen Sachverhalten müßte er zum Zwecke der Abgrenzung erfaßter von 
nicht-erfaßten Sachverhalten ersetZt werden. Diese Abgrenzung aber bedeutet auch 
Ausgrenzung, sie stellt bestimmte Beziehungs- und Lebensformen auf Dauer, indem 
sie cLese durch den Schutz - und sei er auch noch so rucLmentär - attraktiver macht, 
als anerkannt und empfehlenswert hinstellt und damit normativ heraushebt . All dies 
bedeutet Institutionalisierung, wenn auch in deutlich geringerem Umfang als bei der 
Ehe. Vermeidbar wäre sie nur mit einem konsequent individualistischen Grund­
rechtsverständnis, das unter (nicht-pflegebedürftigen) Erwachsenen überhaupt kei­
nen Schutzanspruch gegen den Staat zur Aufrechterhaltung der Beziehung 
vorsieht. 
Läßt manIfrau sich aber auf derartige Institutionalisierungen ein, so wären allerlei 
Differenzierungen zu treHen. Ute Gerhard möchte nicht an das Zusammen-Wohnen 
anknüpfen, sondern an die einverständlich definierte Solidarbeziehung, die aber zum 
Beweis den Weg der Registrierung gegangen ist, möglicherweise auch die Anforde­
rung erfüllen sollte, »auf Dauer angelegt« zu sein (s.o.). Diese Anforderung würde 
dann rechtlicherseits vennutlich als Registrierungsvoraussetzung festgelegt werden 
und als eine Art Versprechen gedeutet werden, zusammen zu bleiben. Würde die 
Registrierung als Feststellungskriterium gewählt, so wäre ein notwendiges Zusam­
menleben entbehrlich . Das wäre zumindest praktikabel und ließe denen die Freiheit, 
die sich nicht derart binden wollen. Als Vorgabe für die Art und Weise der Institu­
tionalisierung weniger sinvol! erscheint die Formulierung von Eva Marie von Münch 
zur »verantwOrtet gelebten Lebensgemeinschaft«, denn wer sollte dies von welchem 
Zeitpunkt aus mit welchen Kriterien beurteilen können) Zudem gilt diese Anforde­
rung nicht einmal für die Ehe. Des weiteren stellt sich die Frage, wievieIe Beziehun­
gen einer Person mit anderen, nicht verwandten Personen auf diese Weise geschützt 
werden sollen. Trotz aller erfolgten Säkularisierungs- und Pluralisierungstendenzen 
bei den Lebensformen" läßt sich wohl durchaus gesellschaftlich konsensuell eine 

74 Vgl. N:\",c-Herz. Rosemarie: Kontlnui(!u u.nd Wandel \'on Ehe und Familie, in: Diesdbc (Hg.): Wandel 
und Konti.nuitat der f'amilic in der Bundesrt:publik Deutschland, Stungan 1988 . S. 61--94. Als Überblick 
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Eingrenzung auf jeweils eine geschützte Zweierbeziehung der daran Beteiligten vor­
nehmen, aber keine Eingrenzung auf verschiedengeschlechtliche Personen rechtfer­
tigen. Auch schwule und lesbische Paare sollten also an diesem Bestandsschutz für 
Beziehungen teilhaben können. Die weitergehende Frage, ob ihnen die fö rmliche 
Eheschließung'! ermöglicht werden soll, ist, da sich eine Verknüpfung der Ehe mit 
Fonpflanzungserwartungen aus einer liberalen Grundrechtsperspektive von selbst 
verbietet, positiv zu beantworten. 
Realpolitisch betrachtet werden Lesben und Homosexuelle in DeutschJand,6 nicht 
die Möglichkeit zur förmlichen Heirat haben . Der jüngste Abweisungsbeschluß des 

Bundesverfassungsgerichts, mit dem die Dreier-Kammer des [. Senats die Verfas­
sungsbeschwerde eines neiratswilligen homosexuellen Paares abwies," bestätigt 
diese Annahme. Die Hauptbegründung des Gerichts, daß nach ständiger Rechtspre­

chung des BVerfG zu Art. 6 Abs. I GG nur die Gemeinschaft von Mann und Frau 
geschützt werde, weil die Versehiedengeschlcchdichkeit das Prägende an einer Ehe 
sei, ist ersichtlich ein Zirkelschluß, zumal im weiteren gerade abgelehnt wird, die 
Fonpflanzungs( un)fähigkeit der Partner zum entscneidenden Kriterium zu macnen. 
Als Funktion der Ehe wird in dem Beschluß lediglich die Absicherung der Partner im 
Falle einer Familiengründung ausgewiesen. Letztlich fehlt es so aber an einer Gel­
tungsbegründung für die rechtlichen Sc nutz- und Förderungswirkungen der Ehe für 
bewußt kinderlose Paare sowie an einer Rechtfertigung flir die generelle Diskrimi­

nierung nicht-verheirateter Paare. Da die Kammer let!.!eres offenbar selbst sieht, regt 
sie den Gesetzgeber zu einer Überprüfung einzelner Rechtsbereiche an. Somit 
spricht einiges dafür, daß sowohl nichteheliche hetero- als auch homosexuelle Paare 
zukünftig durch eine leichte Nivellierung der Unterschiede der Nicht-Ehe zur Ehe 
einen kleinen Rechtszuwachs erhalten, möglicherweise aber nur nach Registrierung. 

Letztere mag den einen • .1s der Ehe angenäherte Recntsposition und damit positiv 
erscheinen , andere sehen sie dagegen schon wegen der Vorentnaltung von Adop­
tionsmöglichkeiten in bezug auf Kinder und wegen der im Registrierungsakt liegen­
den Stigmatisierungsgcfahren als neue Diskriminierungsvariante-'S 

Im Anschluß an die Frage nach den durch ein rudimentäres Beziehungsgrundrecht 
geschützten Konstellationen wäre noch zu klären, wie intens iv eine von staatlichen 

Stellen ausgehende Bestandsgefährdung sein muß, um mit Hilfe des Schutzan­
spruchs abgewehrt zu werden. Diese Konkretisierung bliebe weitgehend der Gesetz­
gebung und VOr allem Rechtsprechung überlassen. 
Spätestens jetzt fällt auf, daß ein solch rudimentäres Abwehrgrundrecht für die 
Zweierbeziehung nicht gerade eine Neuheit wäre, sondern sich am Modell des bis­
herigen Eheschutzes, wenn auch nun in ausgedehnter Form, orientiert. Das ist 
jedoch kein Wunder, denn diese Veränderung wäre denn auch der größte und zu­
gleich kleinste gemeinsame Nenner von Tradition und Modernität. Für die Gleich­
steUung von Frauen wäre schon mit der Entprivilegierung der Ehe viel gewonnen, 

ubcr Diagnosen der post-modernen E\milie \'KI. Honnelh , Axel: Zum Wandel familillcr Lebensformen. 
Soziologie. Eine Kolumne, in: Merkur, Heft 11r993. S. $9-64. 

75 Vgl. aber die ~pekcakubren Aufgebolsbestellungen von Hclb von Sinncn/Corneli.a Scheel und Vldl:1I 

anderen im Jahre 1992, entsprechende Verf;lSsung'Sbcschwcroen und A rgumeme fur die schwul~lesbisch(" 
Ehe, 7,. B. Brum. Man(red/Bcck. Volker: Die Ehe fur Lesben und Schwule .aus rechtspolitischer SJr.:ht, in: 
Zritschrift fur Sexualforschung, Heft ) /1991. S, 192-2°4 . 

76 Zu D:inCl113rk vgl. Beeh, I lenning: Recht fert igen. Über die Ei.nfuhrung "homosexut!'Her Ehen .' in Da­
nemark, in: Zeitschrift (ur Sexu~lforschul:Ig, Ht.Jc ) / 1991, S. 21)-214 . 

77 Beschluß des BVerfG VQm 1).10.1993 (lßvR 640/93)' Frankfurter Rundsch;lu vom 14.10.9:;. 
78 Vgl. O{"S(erle-Schwerin, Juua: ASSimilation oder Emanzip:nlon? in: Zeit~chrifl {ur Sexualforschung, Heft 

)/1991, S.2.°S-212 , 
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weil die Lebenslüge der für Frauen angeblich paßgerechten Ehe allmählich ihre Täu­
schungswirkung ganz verlöre; zudem gäbe sie Anstöße zur Veränderung rechtlicher 

Statuskonstruktionen, z. B. in der Renten- oder Arbeitslosenversicherung, die 
Frauen heute noch benachteiligen und für die die (privilegierte) Ehe als Rechtferti­
gung herangezogen wird. 

4. Ausblick 

Die offizielle Verfassungsdebacce in der Gemeinsamen Kommission von Bundesrat 

und Bundestag ist ohne Änderungsvorschlag für Art. 6 GG zu Ende gegangen. Die 
Ehe wird wohl weiter privilegiert bleiben, das soziale Grundrecht der Familie kann 
schon aus diesem Grund vermutlich auch in Zukunft kaum Wirkung entfalten. An­
dere Lebensgemeinschaften müssen bis auf weiteres draußen bleiben. Der Wortlaut 
von Art. 6 Abs. I GG wird auf diese Weise zwar auch in Zukunft eine relativ starre 

Hürde für einfachgesetzliche Alternativkonzeptionen und/oder gesellschaftsautOno­
men sozialen Wandel darstellen, es besteht jedoch die Hoffnung, daß im Zusammen­
wirken verschiedener Tendenzen eine Entprivilegierung der Ehe im Verhältnis zur 
Familie und damit eine versachlichte und sozialere Interpretation des Grundrechts 
auch obne Verfassungsänderung langfristig möglich werden. 
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